
5 Fragen und 5 Antworten zum
Wahlergebnis im CSU-Land
 Christian Mayer

Erwartet uns nach den Verlusten der CSU eine neue Politik in Bayern?

Nach  der  Wahl  ist  vor  der  Regierungsbildung:  Auch  wenn  die  CSU ihr
schlechtestes  Ergebnis  bei  einer  Landtagswahl  in  Bayern  seit  1950
eingefahren  hat,  so  wird  sie  doch  weiterhin  an  der  Regierung  bleiben.
Allerdings ist sie auf einen Koalitionspartner angewiesen. An der politischen
Situation in Bayern wird das jedoch wenig ändern. Die CSU wird dieselbe
rassistische  Hetzjagd  gegen  Refugees  und  Migrant_Innen  weiterhin
betreiben,  ebenso  wie  ihr  Geschwafel  von  einer  „deutschen  Leitkultur“
beibehalten. Wie diese viel beschworene „deutsche“ oder auch „bayerische“
Leitkultur aussieht, kann man sich jedes Jahr auf dem Münchner Oktoberfest
ansehen.

Wahrscheinlich ist,  dass  die  CSU am Ende mit  den rechts-konservativen
„Freien Wählern“ eine Koalition eingehen wird. Mit dieser Partei haben sie
die  inhaltlich  größte  Übereinstimmung  und  auch  fast  die  gleiche
Wähler_Innenbasis.

Doch nicht nur die Hetzjagd aus der Landesregierung wird unvermindert
weitergehen, gerade dadurch, dass sowohl CSU als auch Freie Wähler beide
für schnellere Abschiebungen in „sichere Herkunftsstaaten“ sind. Gerade die
AfD, welche mit 11% den Einzug in den bayerischen Landtag geschafft hat,
wird  diesen  wie  auch  schon  den  Bundestag  sowie  die  restlichen  14
Landesparlamente  in  denen sie  bereits  vertreten  ist,  als  Bühne für  ihre
rassistische und nationalistische Hetze gegen Migrant_Innen, Refugees und
Linke benutzen, um sowohl CSU als auch Freie Wähler noch weiter nach
rechts  zu  drücken.  Obwohl  die  CSU versucht  hat,  ihre  Wähler_Innen zu
halten, indem sie noch rechtere Positionen von der AfD übernommen hat,
konnte letztlich nur die AfD selbst davon profitieren.
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Warum ist die SPD so krass abgestürzt?

Die größte Verliererin der Landtagswahl in Bayern ist die SPD mit gerade
mal  9,6%.  Traditionell  ist  die  SPD bei  Wahlen in  Bayern  sehr  schwach,
allerdings gelang es ihr in der Vergangenheit zumindest im zweistelligen
Prozentbereich zu bleiben, auch wenn es auf die Politik in Bayern fast keine
Auswirkungen hatte.  Doch dieses Ergebnis  aus diesem Jahr ist  eine fast
schon historische Katastrophe.

Das  Ergebnis  in  Bayern,  in  den  anderen  Bundesländern  und  auch  auf
Bundesebene zeigt sehr deutlich, dass die reformistische Politik der SPD im
Sinne des Kapitals nur eines bedeuten kann: politischen Selbstmord. Soziale
Angriffe wie die Agenda 2010-Reformen oder auch Hartz IV führten dazu,
dass breite Schichten der Arbeiter_Innenklasse verarmt sind und in schlecht
bezahlte Jobs wie Leiharbeit, Werksverträge, Minijobs auf 450 €-Basis usw.,
abgerutscht  sind.  Aber  auch  Teile  des  Kleinbürgertums,  wie  z.B.
Selbstständige,  sind seit  der Wirtschaftskrise von einem sozialen Abstieg
bedroht.  Diese  Schichten,  welche  die  SPD  früher  für  sich  mobilisieren
konnte, wenden sich seit einigen Jahren konsequent enttäuscht von ihr ab.
Viele sind auch Verlierer_Innen der Globalisierung.

Weitere soziale Angriffe wie z.B. der Abbau des Pflegesystems oder auch der
Verkauf von ehemals kommunalem Wohneigentum an private Investor_Innen,
welche die Mieten durch die Decke jagten, taten dabei ihr Übriges. Gerade in
den  ehemaligen  Arbeiter_Innenvierteln  in  München,  welche  einst  SPD-
Hochburgen  waren,  musste  die  SPD  enorme  Verluste  hinnehmen.  Auch
aufgrund der immer weiter steigenden Mieten, welche sich die vormaligen
Mieter_Innen nicht mehr leisten konnten und dadurch an den Stadtrand oder
in das Umland verdrängt wurden.

Während  die  SPD  also  einen  Verrat  nach  dem  anderen  an  ihrer
ursprünglichen  Wähler_Innenschaft  begeht,  schafft  es  die  AfD  mit  ihren
rechtspopulistischen  Slogans  genau  diese  Menschen  einzusammeln.  Hier
versucht sich die AfD als Partei der „kleinen Leute“ darzustellen, dabei steht



sie mit ihrer neoliberalen, sexistischen und rassistischen Politik praktisch
ganz  klar  auf  der  Seite  des  Kapitals.  Enttäuschte  und  prekarisierte
Arbeier_innen und Selbstständige versucht sie dann damit zu ködern, indem
deren  soziale  Ängste  gegen  Geflüchtete  und  Migrant_Innen  ausgespielt
werden. Dadurch entsteht nicht nur Sozialneid sondern auch ein „Wir-gegen-
die“ Gefühl, welches dann der Nährboden ist, auf dem sich dann auch offene
Faschist_Innen recht wohl fühlen. Chemnitz hat uns gezeigt, welche braune
Scheiße aus diesem Nährboden erwachsen kann.

 

Gibt es neue Hoffnung durch die Wahlerfolge der Grünen?

 Die Tatsache, dass die Grünen schon jetzt mit einer Koalition mit der CSU
liebäugeln  zeigt  uns  schon,  dass  wir  von  den  Wannabe-Ökos  nicht  viel
erwarten können. Dabei konnten die Grünen ein beachtliches Ergebnis bei
der Landtagswahl einfahren. Ganze 17,5% erreichte die einstige Öko-und
Friedenspartei,  wobei  sie  sich  von  diesen  Prinzipien  schon  seit  langem
verabschiedet hat. Vom Image der Friedenspartei wurde sich schon 1999 mit
der  Zustimmung  zum Jugoslawienkrieg  verabschiedet.  Damit  wollten  die
Grünen dem deutschen Kapital gleichzeitig ganz praktisch beweisen, dass
man „regierungsfähig“ sei.

Am Image der Ökopartei versuchen sie immer noch fest zu halten, was aber
nicht so ganz gelingt. So waren es die Grünen, welche zusammen mit der
SPD  in  NRW  vor  zwei  Jahren  der  Rodung  der  restlichen  200  m²  des
Hambacher  Forstes  durch  RWE  zustimmten  und  auch  in  Baden-
Württemberg, wo ein grüner Ministerpräsident seit inzwischen sieben Jahren
regiert,  ist  man sich nicht zu schade, vor der Autoindustrie beim Thema
„Fahrverbote  für  alte,  umwelt-  und  gesundheitsschädliche  Dieselautos“
einzuknicken.

In  Bayern  haben  die  Grünen  ihre  meisten  Zugewinne  übrigens  von
ehemaligen  CSU-Wähler_innen  bekommen,  die  nicht  ganz  so  weit  nach
rechts gehen wollten. Dieser Sprung ist hier auch gar nicht so groß, denn
auch die Grünen stehen für eine rassistische Abschiebepolitik – das Ganze



müsse dabei  nur  möglichst  „human“ ablaufen.  Wir  fragen uns an dieser
Stelle,  wie  man  denn  ganz  „human“  Schutzsuchende  in  Kriegsgebiete,
politische Verfolgung oder Armut zurückschicken kann.

 

Was macht eigentlich die Linkspartei?

 Ausnahmsweise mal wenig überraschend ist das Ergebnis der Linkspartei in
Bayern. Erst zum dritten Mal angetreten, konnten sie gerade einmal 3,2%
holen und verpassten damit erneut den Einzug in den bayerischen Landtag.
Dies hat mehrere Gründe:

Zum einen ist  die Linkspartei  in Süddeutschland traditionell  schwach (in
Bayern wie auch in Baden-Württemberg kam man selten auch nur in die
Nähe der 5%-Hürde), zum anderen können sie kaum auf Verankerung in der
Arbeiter_Innenklasse zurückgreifen. Letzteres liegt vorwiegend daran, dass
die SPD seit  Jahrzehnten die Gewerkschaften unter ihrer politischen wie
ideologischen  Kontrolle  hat  und  somit  eine  zweite,  reformistische  Partei
eigentlich überflüssig ist.

Andererseits hat es die Linkspartei, in Bayern wie auch auf Bundesebene,
nicht geschafft, eine klare und linke Alternative darzustellen, um von der
Unzufriedenheit der breiten Masse der SPD-Anhänger_Innen profitieren zu
können. Auch der seit längerem schwelende Führungsstreit innerhalb der
Linkspartei macht diese nicht gerade attraktiver.

Doch auch die restliche, radikale Linke ist nicht in der Lage, die Leute für
sich zu gewinnen. Neben den üblichen politischen Scharmützeln, welche man
sich szeneintern gerne liefert, ist die (radikale) Linke sowohl in Bayern wie
auch im restlichen Land nicht ansatzweise fähig, sich gemeinsam gegen den
gesellschaftlichen  Rechtsruck  zu  organisieren.  Es  fehlt  dabei  an
gemeinsamen Aktionen und kontroversen Diskussionen über die Perspektive
der bestehenden Kämpfe.

 



In Bayern gibt`s doch aber gerade auch viele Proteste! Wie können
diese Potentiale für den emanzipatorischen Kampf genutzt werden?

 Dass mit einem Kreuzchen auf dem Wahlzettel alle vier Jahre noch nicht viel
erreicht ist, haben auch in Bayern in den letzten Monaten 10 000 Menschen
gemerkt.  Massendemonstrationen  gegen  die  AfD,  gegen  das  neue
Polizeiaufgabengesetz  oder  gegen Abschiebungen haben gezeigt,  dass  es
etliche Menschen gibt, die bereit sind zu kämpfen. Auch im Bundesgebiet
waren zuletzt  in Großdemos wie #Unteilbar oder gegen die Rodung des
Hambacher Forstes mehrere hunderttausend Menschen auf  den Straßen!
Wenn wir diese Potentiale nutzen wollen, um tatsächlich etwas zu reißen,
müssen wir diese Kräfte miteinander verbinden. Die Aktionen waren super
aber aktuell auch noch eher symbolisch. Wir brauchen Aktionskonferenzen
mit Vertreter_innen aller Proteste, um eine tatsächliche Bewegung daraus zu
starten. Gemeinsam können wir unsere Kräfte bündeln und auch verhindern,
dass sich offen bürgerliche Kräfte reinzecken und die Proteste für ihre Politik
vereinnahmen. Eine solche Bewegung braucht, um erfolgreich zu sein, eine
antikapitalistische Perspektive, denn rassistische Hetze, soziale Spaltung, die
Verschärfung  der  Repressionsmaßnahmen  sowie  Klima-  und
Umweltzerstörung  haben  eine  gemeinsame  Ursache.

Nur ein vereinter Kampf gegen dieses System und seine Auswirkungen kann
letztendlich dazu führen, dass wir nicht nur die Regierung in Bayern und in
Deutschland  stürzen,  sondern  dies  kann  auch  der  Auftakt  zu  einer
Gegenbewegung gegen das System als Ganzes werden. Deshalb rufen wir
nicht nur alle Jugendlichen und jungen Erwachsenen auf, sich an unserem
Kampf  zu  beteiligen,  sondern  auch  alle  anderen  Organisationen  der
Arbeiter_Innenklasse.  Nur  gemeinsam  können  wir  erfolgreich  sein.



Veranstaltung  in  Kassel:  Wie
können  wir  unsere  Erde  noch
retten?
VON DER KASSLER ORTSGRUPPE

Das  Klima  auf  der  Erde  heizt  sich  weiter  auf,  Dürren  und  daraus
resultierende  Hungersnöte  werden  immer  verheerender.  Gleichzeitig
schleudern Braunkohlekraftwerke nach wie vor tonnenweise CO2 in die Luft
und setzen eine Vielzahl extrem giftiger Stoffe frei. Waren werden um den
halben Planten geschifft, nur damit Unternehmen dort produzieren können,
wo  Arbeitskraft  am  billigsten  ist.  Natürliche  Rohstoffe  werden  ohne
Rücksicht auf zukünftige Generationen ausgebeutet, die umliegende Natur
dafür oft  vollkommen zerstört.  Das kapitalistische Wirtschaftssystem folgt
dabei nur einer Logik: Maximierung der Profite der Konzerne. Diese Logik ist
kurz davor unsere natürliche Lebensgrundlage für immer zu zerstören. Wie
können wir die Profitlogik durchbrechen und unsere Erde noch retten?

Als Jugendorganisation haben wir uns in diesem Jahr ein neues Programm
gegeben, in welchem wir Lösungsvorschläge für die Probleme unserer Zeit
machen  und  versuchen,  einen  Weg  zur  Überwindung  des  Kapitalismus
aufzuzeigen.  Wir  wollen  über  die  Zerstörung  der  Umwelt  durch  den
Kapitalismus informieren, welche Rolle die Politik und ihre Klima-Abkommen
dabei spielen und unser neues Programm als Lösungsvorschlag vorstellen.
Dabei soll natürlich viel Raum für Diskussion und Austausch sein. Wir freuen
uns, wenn ihr vorbeikommt und mitdiskutiert, noch ist es nicht zu spät!

WANN? Dienstag, 23. Oktober 2018 von 18:30 bis 20:00

WO? Scheidemannhaus (Räume des Schlachthofes)
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Über  die  FAU,  den  Rechtsruck
und  die  Notwendigkeit  des
Aufbaus  einer  linken
Aktionseinheit
Von der Dresdner Ortsgruppe,

 

Am  12.10.2018  veröf fent l ichte  das  Dresdner  Syndikat  der
anarchosyndikalistischen  Gewerkschaft  FAU (Freie  Arbeiter_Innen  Union)
eine  Stellungnahme  unter  dem  Titel  „Warum  wir  nicht  mit  Revo
zusammenarbeiten“.  Die  35-Seiten  zählende Kritik  beginnt  mit  folgenden
Worten: „Für die, die den Anlass dieses Statements nicht kennen: Seit ca. 2
Jahren (Anm.: eigentlich sind es schon 3 Jahre) sind verschiedene Gruppen
und  Strukturen  in  Dresden  mit  einer  kleinen,  trotzkistischen
Jugendorganisation konfrontiert. Diese ist bundesweit in 8 Städten vertreten
und auch international vernetzt. Sie forderte immer wieder, einen Platz in
Bündnissen  zu  erhalten,  obwohl  sie  von  den  meisten  emanzipatorischen
Akteur_innen in Dresden abgelehnt wurde. Mit diesem Statement hoffen wir,
anhaltende  und  anstrengende  Auseinandersetzungen  um  eine  eventuelle
Akzeptanz der Organisation inhaltlich begründet und dauerhaft zu beenden.“

 Die Kritik an unserer Organisation arbeitet sich an zwei Punkten ab: 1. an
unserer praktischen Bündnisarbeit. Uns wird unser Ziel, eine Einheitsfront
aller linken Kräfte und der Organisationen der Arbeiter_Innenklasse gegen
den  Rechtsruck  aufzubauen,  wohlgemerkt  trotz  der  massiven  Zunahme
rassistischer und faschistischer Mobilisierungen und Angriffe  in  Sachsen,
zum Vorwurf gemacht. Ferner wird behauptet, wir würden uns durch die
Mitarbeit in Bündnissen ausschließlich selbst aufbauen wollen. Um dies zu
belegen,  werden  wider  besseren  Wissens  falsche  Informationen  und
Gerüchte  verbreitet  und  uns  grundsätzlich  hinterhältiges  taktieren  und
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Intransparenz unterstellt.

Der zweite Punkt bezieht sich auf unser Programm selbst (An dieser Stelle
sei  angemerkt,  dass  wir  uns  bereits  vor  über  einem  Jahr  ein  neues
internationales  Programm gegebenen  haben  und  sich  alle  von  der  FAU
zitierten  Passagen  auf  unser  altes  Programm  beziehen.  Dieses  ist  zwar
inhaltlich immer noch super aber wer unsere Organisation inhaltlich-fundiert
kritisieren möchte, sollte sich doch wenigstens die Mühe machen, dies auf
ihrer aktuellen programmatischen Grundlage zu tun). All die Unterschiede,
die  zwischen  einer  anarchosyndikalistischen  Gewerkschaft  und  einer
kommunistischen  Jugendorganisation  selbsterklärend  existieren,  die
unterschiedlichen  Vorstellungen  über  den  Weg  zum  Aufbau  einer
Arbeiter_Innenbewegung, über Parteien und Räte werden als Gründe mit
angeführt,  weshalb eine gemeinsame Bündnisarbeit  mit  uns unter keinen
Umständen  vertretbar  sei.  Weiterhin  wird  uns  in  Bezug  auf  den
Nahostkonflikt ein „latenter Antisemitismus“ vorgeworfen, der durch eine
abstruse  Verfälschung  unserer  sozialistischen  Position  und  einer
widersprüchlichen  Verteidigung  des  Zionismus  „belegt“  werden  soll.

Wir wollen an dieser Stelle die Möglichkeit nutzen, auf die Kritik einzugehen,
unsere eigenen Positionen unverfälscht darzulegen und den hinter dieser
Stellungnahme  stehenden  Aufruf,  jede  „eventuelle  Akzeptanz“  und
Kooperation  mit  uns  dauerhaft  zu  beenden,  entschieden  zurückweisen.

Der Rechtsruck und der Aufbau einer linken Bewegung

Chemnitz,  26.08.2018:  Nachdem ein  35-jähriger  mutmaßlich  durch einen
Menschen  mit  Migrationshintergrund  mit  einem Messer  niedergestochen
wurde, zieht ein Mob von über 1000 Rassist_Innen und Faschist_Innen durch
die  Stadt,  macht  Jagd  auf  migrantisch  und  links  aussehende  Menschen,
skandiert Parolen wie „für jeden toten Deutschen einen toten Ausländer“ und
„wir sind die Fans von Adolf Hitler – Hooligans“. Am darauffolgenden Tag
kommen bei  einer  Demonstration von „Pro Chemnitz“  über 5000 Rechte
zusammen, unter ihnen AfD’ler, organisierte faschistische Kräfte wie der „III.
W e g “  u n d  N a z i h o o l s .  I h n e n  s t e h e n  g e r a d e  m a l  1 5 0 0



Gegendemonstrant_Innen gegenüber. Auch an diesem Tag kommt es wieder
zu  Hetzjagden  auf  Linke  und  Migrant_Innen,  12  vermummte  Neonazis
stürmen mit Eisenstangen bewaffnet ein jüdisches Restaurant und rufen „hau
ab aus Deutschland, du Judensau!“.  Allein innerhalb  dieser beiden Tage
wurden 18 Angriffe auf Migrant_Innen dokumentiert, fast so viele, wie im
Vorjahr in Chemnitz insgesamt registriert wurden (20). Zum Weltfriedenstag,
am 1. September, ruft die AfD zur Demonstration auf und versucht ebenfalls,
den Tod des 35-jährigen für  ihre Zwecke zu instrumentalisieren.  Diesem
Aufruf  folgen  fast  10  000  Menschen,  angeführt  wird  die  Demo  vom
faschistischen  Flügel  der  AfD  um  Höcke,  dahinter  Lutz  Bachmann  und
organisierte faschistische Führungskader.

Der gesellschaftliche Rechtsruck äußert sich auch auf den Straßen – das ist
uns  allen,  gerade  hier  in  Sachsen,  spätestens  seit  dem  Entstehen  der
PEGIDA-Bewegung  bewusst.  Dem  Erstarken  der  Rechten  und  auch  der
faschistischen Kräfte konnten wir als Linke in den letzten Jahren kaum etwas
entgegensetzen.  Wir  haben  es  nicht  geschafft,  eine  Gegenbewegung
aufzubauen, die den Kampf gegen Rassismus und Faschismus konsequent
geführt hätte, die den Rassist_Innen und Faschist_Innen die Straßen strittig
und  eine  Perspektive  gegen  den  Rechtsruck  aufgezeigt  hätte.  Dies
bekommen wir nun immer deutlicher auf den Straßen zu spüren: wir schaffen
es nicht, faschistische Aufmärsche zu verhindern oder empfindlich zu stören,
wir sind fast immer in der Unterzahl und können pogromartigen Zuständen
nur zuschauen, die Hetzjagden der Nazis nicht verhindern.

Wo drückt‘s im Schuh bei der FAU?

Gerade vor dem Hintergrund dieser allgemeinen Schwäche der Linken und
der Defensive, in der sich die Arbeiter_Innenbewegung befindet, halten wir
den vor Kurzem veröffentlichten Aufruf der FAU Dresden zur Spaltung der
wenigen linken Kräfte für einen schwerwiegenden politischen Fehler. Wir
würden  mit  einem  besseren  Gewissen  Zeit  und  Energie  in  diese
Gegenstellungnahme stecken,  wenn  wir  wüssten,  dass  sie  sich  aufgrund
einer gemeinsamen Praxis im Kampf gegen den Rechtsruck auch tatsächlich
lohnen würde. Durch das ultimatistische und sektiererische Verhalten der



FAU jedoch, haben sie uns nun einen großen Haufen vor die Tür gekackt, den
wir nun mühsam wegputzen müssen. Es ist uns auch nicht ganz klar, weshalb
wir uns in diesem Schreiben für unsere Politik rechtfertigen müssen. So ist
es doch eigentlich die FAU, die sich dafür rechtfertigen sollte, warum sie
eine effektive antirassistische Praxis in Dresden so aktiv behindert.

Diese wäre nämlich der gemeinsame Aufbau einer linken Bewegung, die den
antirassistischen und antifaschistischen Kampf mit der sozialen Frage und
einer  antikapitalistischen  Perspektive  verbindet.  Eine  Aktionseinheit  aller
linken  Gruppen  und  der  Arbeiter_Innenparteien  und  -Organisationen,
insbesondere der Partei DIE LINKE und der Gewerkschaften, wäre imstande,
dem  gesellschaftlichen  Rechtsruck  etwas  entgegenzusetzen  und  den
Rassismus effektiv zurückzudrängen. Stattdessen zieht die FAU Dresden es
vor,  einen politischen Kleinkrieg gegen andere linke Gruppen zu führen,
brüstet sich selbst mit Verboten und damit, uns seit nun drei Jahren schon zu
bekämpfen.

So  schreibt  die  FAU Dresden  in  ihrer  Stellungnahme passend  zu  ihrem
sektiererischen Verhalten:  „Die  von Revo beschworene Einheitsfront,  wir
wollen sie nicht. Sie schadet mehr, als dass sie nützt und es gibt in Dresden
einen ziemlich breiten libertären Konsens darüber, wo politische Ansätze den
(sicherlich alles andere als eindeutigen) Weg zur Emanzipation spätestens
verlassen. Einige der Positionen von Revo sind nicht akzeptabel. Schädlich
für  eine  breite  linke  Bewegung  ist  nicht  der  Ausschluss  von  Revo  aus
Bündnissen, sondern die Vehemenz, mit der Revo sich in solche Bündnisse
hineinerpresst und damit viel Zeit und Energien bindet.“ 

Gruppen  wie  die  unsere,  die  versuchen,  möglichst  viele  linke  Kräfte
zusammenzuführen und in der Aktion zu bündeln und zu diesem Zweck auch
in selbsternannten „offenen Bündnissen“ mitarbeiten, sind also „schädlich für
eine breite (!) linke Bewegung“, und deshalb sei auch der Ausschluss solcher
Gruppen folgerichtig. Hier kann unserer Meinung nach nur einer von zwei
üblen Denkfehlern vorliegen: Entweder, die FAU leidet unter gnadenloser
Selbstüberschätzung und glaubt, den Rechtsruck alleine stoppen zu können.
Oder, und das wäre noch viel trauriger, der tatsächliche Kampf gegen den
Rechtsruck auf der Straße und in unseren Städten ist ihr eigentlich gar nicht



so  wichtig,  sondern es  geht  ihr  im Grunde nur  darum den Einfluss  der
eigenen Organisation auszuweiten.

Dass  sich  diese  Stellungnahme  nicht  nur  gegen  uns,  die  internationale,
kommunistische Jugendorganisation  REVOLUTION richtet,  sondern gegen
alle sozialistischen und marxistischen Organisationen in Gänze und die FAU
Dresden  für  den  Aufbau  einer  breiten  linken  Bewegung  nur  mit
anarchistischen  Gruppen  (bedingt)  zusammenarbeiten  würde,  wird  unter
anderem durch folgende Zeilen ersichtlich:

„Selbst wenn die restlichen Kritikpunkte an Revo nicht geteilt werden oder
aus der Welt geschafft werden, kann Revos Einstellung, vorbehaltslos mit
allen  anderen  linken  Organisationen  zusammen  zu  arbeiten,  ein  echtes
Problem werden: Revo ist potentielle Bündnispartnerin jeder vorstellbaren
politischen Gruppierung, so lange sie sich als links oder sozialistisch begreift.
Wenn Revo in Dresden wächst und durch die emanzipatorische Bewegung
Akzeptanz  erfährt,  könnte  sie  durch  ihre  Bereitschaft  zu  Bündnissen
Einzelpersonen  zur  Aktionsfähigkeit  und  damit  zum  Aufbau  von
Organisationen verhelfen, die in Dresden sonst wohl keine Chance hätten.
[…] Weniger offensichtlich mag die Gefahr sein, wenn es um handzahmer
daher kommende Organisationen wie die DKP-Jugend SDAJ oder die DKP
selbst  geht.  Nur  weil  diese  Organisationen  weniger  aktionistisch  und
aggressiv daher kommen, sind sie nicht weniger problematisch. […] Stimmen
wir Revos Bündnispolitik dadurch zu, dass wir die Organisation in unseren
Bündnissen  und  Räumen  akzeptieren,  unterstützen  wir  damit  auch  die
potentielle  Öffnung  der  radikalen  und  emanzipatorischen  Bewegung
Dresdens  für  Unterstützer_innen  solcher  stalinistischer  Parteien  und
autoritären  Regime.“

Überhaupt erscheint es uns als sehr widersprüchlich, wenn die FAU Dresden
behauptet,  wir  seien  für  den  Aufbau  einer  breiten  linken  Bewegung
schädlich,  wenn  sie  ein  paar  Sätze  weiter  folgendes  schreibt:

„Revo fordert immer wieder ein Zusammengehen aller linken Kräfte. Wir
halten das für eine problematische Sichtweise,  da links ein undefinierter
Kaugummibegriff ist, der ganz unterschiedliche Bewegungen betitelt, die als



unvereinbar  gelten  dürfen.  So  gibt  es  auch  durchaus  plausible
Argumentationen, mit denen Anarchosyndikalist_innen diese Klassifizierung
für sich insgesamt ablehnen. Es stellt sich also die Frage, wer ist links? Der
sozialliberale  Flügel  der  FDP?  Anarchoprimitivist_innen,  die  eine
menschenverachtende, darwinistische Utopie vertreten? Anhänger_innen des
Jugendwiderstandes, die mit dem F-Wort gegen Antifaschist_innen wettern
und  „Antikommunist_innen  töten,  auch  Linke!“  an  die  Wand  kritzeln?
Stalinos, die sich eine gute Position im aufzubauenden, totalitären Regime
erhoffen? JuSos, die sich heute noch antifaschistisch geben, um morgen zum
Wohle der deutschen Wirtschaft Waffenexporte an die Erdogan-Diktatur zu
genehmigen? Wir meinen: Mit der Losung von einem Zusammengehen aller
linken Kräfte kommen wir schwerlich weiter, einfach weil auch unter dem
Label  „links“  so  viel  menschenverachtender  oder  von  emanzipatorischen
Ansprüchen befreiter  Müll  abgesondert  wird,  dass  mensch  diese  Losung
entweder selbst nicht ernst nimmt oder völlig beliebig in der Wahl seiner
potentiellen Partner_innen ist und damit auch unmöglich zielgerichtet für
eine bessere Gesellschaftsordnung streiten kann.“

Vor dem Hintergrund dieser Worte fragen wir uns ernsthaft, mit wem die
FAU Dresden überhaupt eine „breite  linke Bewegung“ aufbauen möchte,
wenn doch alle anderen außer sie selbst nicht links seien bzw. sie selbst
diesen  „Kaugummibegriff“  ablehnt?  Ausschließlich  mit  sich  selbst?  Dies
würde  zumindest  ihre  Bündnispolitik  erklären,  doch  dazu  kommen  wir
später.  Bei  uns  geht’s  beim  „Linkssein“  übrigens  nicht  ums
kaugummikauende  Toddefinieren,  sondern  um  linke  Praxis,  konkrete
Forderungen  und  den  Klassencharakter  einer  Organisation.  Es  ist  also
offensichtlich,  dass die anarchosyndikalistische Gewerkschaft  mit anderen
linken Gruppen, die nicht wie sie in jedem zweiten Satz wahllos die Worte
„libertär“, „anarchistisch“ oder „emanzipatorisch“ verbauen, nichts zu tun
haben will. Es scheint ihr auch kein Bedürfnis zu sein, dem gesellschaftlichen
Rechtsruck und den immer offener auftretenden, organisierten faschistischen
Kräften eine möglichst breite linke Bewegung entgegenzusetzen, auch wenn
sie selbst den Aufbau einer solchen an einer Stelle in ihrem Text propagiert.
An anderer Stelle heißt es wiederum:



„In  der  Einheitsfront  dagegen  sind  die  unterschiedlichen  Ziele  schon
mittelfristig  eine  potentielle,  gegenseitige  Bedrohung.  So  müssen
prokapitalistische  (bspw.  sozialdemokratische)  Bündnispartner_innen  eine
Popularisierung  der  revolutionären  Programme  von  Anarchist_innen  und
Kommunist_innen  fürchten.  Anarchist_innen  wiederum  müssen  fürchten,
dass  die  Gläubigkeit  an  Parteien,  Zentralismus,  Linkspopulismus  und
Befehlshierarchien mit der Normalisierung von orthodox kommunistischen
Parteien  in  der  linksradikalen  Bewegung  wieder  salonfähig  werden  und
damit Erfahrungsprozesse der Bewegung zunichte gemacht werden. Ebenso
müssen die Beteiligten fürchten, dass das Paktieren mit eigentlich politischen
Gegner_innen  die  eigenen  Sympathisant_innen  verschreckt,  weil  eine
Totalopposition so nicht mehr glaubhaft ist.  […] Durch eine Einheitsfront
kann mensch daher auch Kräfte verlieren, gerade wenn bereits ein tiefes
Misstrauen  gegen  „die  Linke“  in  der  Bevölkerung  vorherrscht  und  ihre
verschiedenen  Strömungen  nicht  mehr  als  Vertreter_innen
grundverschiedener Konzepte wahrgenommen werden, sondern nur noch als
unterschiedliche Gesichter des immer gleichen Prinzips korrupter, auf das
eigene  Privileg  bedachter  Funktionär_innenbürokratie.  Die  Einheitsfront
kann maximal eine temporäre Bündelung der Kräfte und gegebenenfalls noch
eine Umverteilung innerhalb der Einzelkräfte bewirken. Über die schon in
der Einheitsfront Organisierten hinaus zu wirken ist dagegen schwierig, da
die Einheitsfront in ihrer Widersprüchlichkeit für kein wirkliches Konzept
stehen kann.“  Hier wird die vorherige Propagierung einer breiten linken
Bewegung zur Farce und es wird sowohl deutlich, wie wenig Interesse die
Anarchosyndikalist_Innen tatsächlich  am Aufbau einer  solchen Bewegung
haben, als auch, dass die FAU Dresden keine Vorstellung davon hat, wie eine
Aktionseinheit  auf  der  Grundlage  demokratischer  Entscheidungen  aller
Beteiligten aussehen kann. Wenn es tatsächlich die Auffassung der Mehrheit
der Mitglieder der FAU ist, dass es in Dresden keine Einheitsfront gegen den
Rechtsruck und keine Zusammenarbeit von linken Organisationen und allen
Kräften der Arbeiter_Innenbewegung braucht, dann fragen wir uns, weshalb
sie trotzdem ein offenes (!) Bündnis zur Vorbereitung eines Bildungsstreiks
initiierten. Unserer Auffassung nach ist ein Bündnis auch immer eine Form
linker Einheit, in dem demokratisch für Mehrheiten um die Ausrichtung und
Inhalte dieses Bündnisses gestritten wird.  Ein solches Bündnis bzw. eine



solche Aktionseinheit sollte in der Aktion geschlossen und gemeinsam, also
als Einheit, auftreten. Über die richtigen Inhalte, Taktiken, Aktionen, aber
auch über Differenzen muss offen diskutiert werden. Alle beteiligten Gruppen
sollten das Recht haben, Anträge zu stellen, Kritik offen zu äußern und auch
eigene  Materialien,  Veranstaltungen  und  Inhalte  zu  verbreiten.
Selbstverständlich kritisieren wir in der Aktionseinheit mit reformistischen
Parteien, wie der SPD und der Partei DIE LINKE, diese auch bspw. für ihre
Mitverantwortung für die Verschärfung der Asylgesetze und die rassistischen
Abschiebungen, wie zuletzt am 1. September in Chemnitz geschehen. Wir
sind davon überzeugt, dass es falsch wäre, unsere Kritik zugunsten einer
harmonischen Zusammenarbeit zu verheimlichen. Und natürlich freuen wir
uns  über  jede_n  Sozialdemokrat_In,  die/der  aufgrund  unserer  Kritik  der
eigenen Partei den Rücken zukehrt und sich fortan revolutionär organisiert.

Andersherum  würden  wir  es  für  einen  politischen  Fehler  halten,  nur
aufgrund  unserer  Kritik  und  bestehender  Differenzen  nicht  mit  anderen
Arbeiter_Innenparteien und linken Gruppen zusammenzuarbeiten.

In  Aktionseinheiten/Bündnissen  besteht  die  Möglichkeit,  das  eigene
Programm  und  die  eigenen  Inhalte  in  der  Praxis  anzuwenden  und  zu
überprüfen.  Im  besten  Fall  setzen  sich  auf  Grundlage  demokratischer
Abstimmungen die  besseren Argumente und Inhalte  durch und aufgrund
eines gemeinsam beschlossenen Konsenses lassen sich gemeinsame Ziele
erreichen. Gäbe es keine Gemeinsamkeiten, keinen gemeinsamen Gegner,
kein gemeinsames Ziel – dann käme auch kein Minimalkonsens zustande.

Uns  wird  vorgeworfen,  wir  würden  uns  einen  Platz  in  Bündnissen
„erpressen“, diese kapern und gleichzeitig diffamieren. Außerdem würden
wir  bestehende  Bündnisse,  in  denen  wir  mitarbeiten,  als  Tarn-  oder
Vorfeldstrukturen,  als  „Schutzschilde“ missbrauchen. Diese Behauptungen
weisen wir entschieden zurück. Seitdem wir in Dresden aktiv sind haben wir
kein einziges Bündnis gekapert und wir haben auch nie versucht, uns einen
Platz in irgendeinem Bündnis „mal zu erschleichen, mal zu erbetteln, mal zu
erpressen“, wie es die FAU behauptet. Was wir tatsächlich getan haben und
auch  weiterhin  tun  werden,  ist  uns  in  linken,  offenen  Bündnissen  mit
einzubringen, unsere Inhalte und Ideen dort zu verbreiten und am Aufbau



einer linken Bewegung zu beteiligen, und dies lassen wir uns auch nicht von
irgendwelchen  Führungskadern  selbsternannter  antiautoritärer  Gruppen
verbieten.  Wir haben seit  jeher demokratische Entscheidungen akzeptiert
und  respektiert.  Wir  haben  den  Rauswurf  aus  dem  Bündnis  „Solidarity
without  Limits“  zur  Vorbereitung  der  Proteste  gegen  den  europaweiten
„Festung Europa“-Aktionstag von PEGIDA zwar kritisiert, aber niemanden
erpresst oder gezwungen, weiterhin mit uns zusammenzuarbeiten. Nachdem
die FAU Dresden deutlich machte, dass Sie mit uns unter keinen Umständen
zusammenarbeiten  möchte,  haben  wir  im  „kritischen  Bildungsbündnis
Dresden“  auf  eine  Entscheidung des  gesamten Bündnisses  über  unseren
Verbleib bestanden. Wir haben den Ausschluss aus diesem Bündnis zwar
ebenfalls kritisiert, aber den demokratischen Beschluss hierüber akzeptiert.
Wenn  Kritik  unsererseits  an  einer  mangelnden  Bereitschaft  der  im
Bildungsbündnis aktiven Anarchosyndikalist_Innen zur Mobilisierung vor den
Schulen als Diffamierung des Bündnisses aufgefasst wird, zeugt dies nur von
der fehlenden Fähigkeit zur Selbstkritik bei diesen Aktivist_Innen und spricht
Bände  über  deren  Verständnis  von  Bündnisarbeit  (FAU  =  kritisches
Bildungsbündnis,  oder  wie?).  Wir  haben  selbst  in  der  Anfangszeit  der
Entstehung unserer Ortsgruppe ein antirassistisches Jugendbündnis initiiert,
in  welchem  wir,  wie  in  allen  anderen  Bündnissen  auch,  offen  als
REVOLUTION auftraten und uns gleichberechtigt neben anderen Gruppen
und Einzelpersonen mit einbrachten. Wir haben in diesem Jugendbündnis,
nachdem dieses  von  anderen  sogenannten  Linken  immer  wieder  für  die
Zusammenarbeit mit uns kritisiert und diffamiert wurde, mehrmals unsere
Mitarbeit darin zur Abstimmung gestellt.  Jede_r ehrliche Mitstreiter_In in
diesem Bündnis wird dies bestätigen können. Vielleicht sollten die für das
Schreiben der  Stellungnahme Verantwortlichen,  vorlauten  Führungskader
der FAU Dresden einfach mal das Gespräch mit  anderen Beteiligten des
damaligen Jugendbündnisses suchen. In der Stellungnahme selbst wird deren
Versäumnis, nie das Gespräch mit anderen Beteiligten gesucht zu haben,
durchaus eingeräumt. Hätten die Autor_Innen des FAU-Textes versucht dies
vor  ihrer  Schreibwut  nachzuholen,  dann  wäre  ihnen  diese  Peinlichkeit,
haarsträubende  Gerüchte  und  haltlose  Diffamierungen  über  uns  zu
verbreiten, erspart geblieben. Im Gegensatz zur FAU haben wir auch nie
versucht,  irgendwelche  Verbote  oder  Positionen  ganzen  Bündnissen



undemokratisch, also ohne Abstimmung, überzustülpen. Doch die Vehemenz,
mit  der  die  anarchosyndikalistischen  Aktivist_Innen in  Bündnissen  gegen
unsere Beteiligung vorgehen, die Diffamierungen, Verbote und Übergriffe
(Versuch eines FAU-Mitglieds, eine unserer Fahnen zu entwenden), machen
deutlich,  was diese mit  ihrer Bündnisarbeit  beabsichtigen:  ihnen geht es
nicht um den Aufbau einer möglichst  breiten,  linken Bewegung, sondern
einzig um den Aufbau der eigenen Organisation. Zu diesem Zweck werden
Andersdenkende hinausgedrängt, um sich selbst möglichst großen Einfluss
auf  unorganisierte  Einzelpersonen  oder  schwankende  Gruppen  zu
verschaffen. Wir würden niemals auf die Idee kommen, trotz aller durchaus
bestehenden  Differenzen,  andere  anarchistische  Organisationen  aus
Bündnissen auszuschließen.  Es  drängt  sich  also  die  Frage auf,  wer  hier
tatsächlich  Vorfeldstrukturen  aufbaut.  Wir  sind  es  jedenfalls  nicht.  Im
Gegenteil,  unser  Eintreten  für  Aktionsbündnisse  aller  linken  und
Arbeiter_Innenorganisationen ist, wie auch die FAU weiß, ernst gemeint. Der
Grund dafür ist einfach. Um bestimmte Ziele überhaupt erreichen zu können
(z.B. eine Lohnerhöhung bei einem Streik, eine antifaschistische Bewegung,
die die Rechten wirklich schlagen kann, …) müssen wir versuchen, alle Kräfte
einzubinden,  die  unter  den gegebenen Verhältnissen auch wirklich  diese
Ziele erreichen können.

So  brauchen  wir  bei  einem  Schulstreik  klare  Forderungen,  die  den
Schüler_Innen deutlich machen, wofür sie überhaupt auf die Straße gehen
sollen und eine Konfrontation mit Schulleitungen oder Behörden eingehen.
Eine solche Aktion kann also nur erfolgreich sein, wenn wir dazu auch aktive
Schüler_Innen  und  Schüler_Innenvertretungen  und  l inke
Jugendorganisationen (also z.B. auch SDAJ, Gewerkschaftsjugenden, Solid,
Jusos) zur Aktivität auffordern, an und vor den Schulen mobilisieren, uns um
die Unterstützung und Zusammenarbeit mit fortschrittlichen Lehrer_Innen
und  der  GEW bemühen.  Ansonsten  ist  der  Schulstreik  kein  Schulstreik,
sondern eine rein symbolische Aktion, eine Propagandaveranstaltung einer
Möchtegern-Gewerkschaft wie der FAU, die in Wirklichkeit nur eine linke
Gruppe unter anderen ist.

Noch deutlicher wird das, wenn wir den Rechtsruck in Sachsen und PEGIDA,



faschistische Organisationen, ihre Verbündeten in der AfD usw. bekämpfen
wollen. Dazu brauchen wir Masse, Militanz und Organisiertheit. Die Rechten
können  Tausende  oder  gar  Zehntausende  mobilisieren,  verfügen  über
landesweite  Strukturen  und  beherrschen  ganze  Regionen.  Sie  sind
mittlerweile (nicht nur) in Sachsen so stark, dass wir sie nur erfolgreich
bekämpfen  können,  wenn  wir  die  Mitglieder  und  Anhänger_Innen  der
Gewerkschaften, der Linkspartei, ja auch der SPD für den Kampf gewinnen.
Wenn „wir“ – also die heterogene „radikale“ Linke – das nicht schaffen, dann
werden wir verlieren.

Zweifellos ziehen es die Führungen der Gewerkschaften, der SPD und der
Linkspartei vor, keine Aktionseinheit mit der radikalen Linke zu bilden. Sie
wollen  nicht  kämpfen,  sondern  ziehen  Appelle  an  den  Staat  und  rein
pazifistische Versammlungen abseits von rechten Aufzügen in der Regel vor.
Sie  arbeiten  an  der  eigenen  Niederlage.  Dummerweise  wäre  diese
Niederlage  aber  auch  eine  der  gesamten  Arbeiter_Innenklasse,  der
Migrant_Innen, Geflüchteten, der Linken. Daher müssen wir Forderungen an
diese Massenorganisationen richten – ihre Mitglieder wie ihre Basis. Wenn
also der DGB und damit die SPD und die Linkspartei einen Großteil  der
bewusstesten  Teile  der  Arbeiter_Innenklasse  in  der  BRD  organisieren,
kommen wir nicht an diesen Organisationen vorbei, wenn wir sie für eine
linke Bewegung gewinnen wollen.  Und das funktioniert  dann am besten,
wenn  man  nicht  mit  dem  Zeigefinger  wackelnd  danebensteht,  sondern
innerhalb  der  gemeinsamen Aktion  für  konkrete  Forderungen wirbt.  Die
„radikale  Linke“  in  Sachsen  könnte  hierbei  ein  Faktor  sein,  wenn  sie
gemeinsam Druck in diese Richtung aufbaut und vor Ort solche Bündnisse
und Aktionen initiiert.

Die FAU lehnt dies offenbar kategorisch ab. Sie fürchtet, sie könnte dabei
Mitglieder verlieren usw. Diese sektiererische Haltung offenbart nicht nur
geringes Vertrauen in die eigene Politik, sie spielt in Wirklichkeit auch den
reformistischen Führungen in die Hände, die ihren Mitgliedern erst gar nicht
erklären  müssen,  warum  diese  Organisationen  nicht  gemeinsam  mit
Kommunist_Innen, Anarchist_Innen und Autonomen gegen die Nazis kämpfen
sollen. Sie können hier vielmehr darauf verweisen, dass Leute vom Schlage



der  FAU-Theoretiker_Innen  ohnedies  jede  Einheitsfront  ablehnen.  Damit
werden die ungünstigen Kräfteverhältnisse in der Arbeiter_Innenbewegung
leider nicht in Frage gestellt, können Linke in der Aktion nicht in Kontakt zu
linken Arbeiter_Innen und Gewerkschafter_Innen treten – und sie werden
auch sehr  viel  schwerer  Gehör  für  ihre  Kritik  am Reformismus und der
bürgerlichen Politik von SPD und Linkspartei finden.

Vor  allem  aber  werden  die  faschistischen  Kräfte  und  die  AfD  davon
profitieren.  Wer  nicht  dafür  kämpft,  die  notwendigen  Aktionsbündnisse
aufzubauen, um die Rechten zu schlagen, bereitet allenfalls die kommende
Niederlage vor.

Kein argumentativer Austausch?

Die FAU behauptet, Möglichkeiten zum argumentativen Austausch seien von
uns nicht wahrgenommen worden, während sie an anderer Stelle das genaue
Gegenteil schreibt:

„Faktisch  gab  es  aber  mehrere  Möglichkeiten  zum  argumentativen
Austausch.  So  fand  nach  übereinstimmenden  Aussagen  mehrerer
Aktivist_innen ein mehrstündiges Gespräch mit Revo statt,  als es um die
Versagung von Räumlichkeiten für die Gruppe in der Dresdner Neustadt
ging. Auch die„…ums Ganze!“-Föderation critique’n’act aus Dresden hatte
sich  mit  einem  umfassenden,  gemeinsamen  Treffen  mit  Revo
auseinandergesetzt.“ Was denn nun? Wurden Möglichkeiten, über inhaltliche
Differenzen  zu  diskutieren  nun  wahrgenommen,  oder  nicht?  Unserer
Auffassung nach gab es tatsächlich einige Diskussionen zwischen uns und
anderen linken Gruppen – jedoch in den allermeisten Fällen ausschließlich im
Zusammenhang  mit  erfolgten  Ausschlüssen  und  anderen  technischen
Angriffen uns gegenüber (u.a. Verbote für uns, offen aufzutreten; verteilen
von diffamierenden Flyern auf unseren Aktionen). Wir haben uns das Recht
herausgenommen,  diese öffentlich zu kritisieren und werden dies gerade
aufgrund der Notwendigkeit des Aufbaus einer linken Aktionseinheit hier in
Sachsen auch zukünftig immer wieder tun. Wir hätten uns im Vorhinein,
bevor  wir  mit  dem  an  den  Haaren  herbeigezogenen  Vorwurf  des



Antisemitismus und anderen Diffamierungen zur Isolation unserer Gruppe
konfrontiert  wurden,  den argumentativen Austausch und die Möglichkeit,
unsere tatsächlichen Positionen unverfälscht darzustellen, gewünscht.  Wir
halten es für wichtig zu erwähnen, dass bis heute viele Gespräche zwischen
einzelnen Mitgliedern der FAU und unserer Organisation zur Klärung der
Differenzen stattgefunden haben. Bei all diesen Diskussionen hatten wir stets
das Gefühl, bestehende Vorurteile abbauen zu können und unsere Positionen
verständlich erklärt zu haben. Wir bekamen oft das Feedback, dass unsere
Positionen ja doch gar nicht so schlimm und nachvollziehbar seien, nachdem
wir diese erklärt hatten. Dass immer noch ständig die gleichen Vorwürfe
wiederholt werden – trotz der stattgefundenen Diskussionen – hinterlässt bei
uns den Eindruck, dass es gar nicht so sehr um unsere politischen Inhalte
geht,  sondern  darum,  dass  wir  als  unabhängige,  revolutionäre
Jugendorganisation als  Konkurrenz zur  FAU wahrgenommen werden.  Die
Tatsache, dass sich die Genoss_Innen der FAU die Zeit nehmen, 35 Seiten
über uns zu schreiben, bestätigt diesen Verdacht. Wir haben mit unserer
Politik in den letzten drei Jahren also scheinbar alles richtig gemacht, wenn
unser  konsequentes  Arbeiten  gegen  den  Rechtsruck  und  für  eine
kommunistische  und  internationalistische  Perspektive  als  politische
Konkurrenz  wahrgenommen  wird.

Marxismus vs. Anarchismus

Die FAU Dresden hat sich die Mühe gemacht, unser (altes) Programm zu
lesen  und  die  Differenzen  zwischen  ihrer  anarchosyndikalistischen
Konzeption  und  unserem  marxistischen  Programm  als  so  weitreichend
empfunden, dass sie diese als weiteren Grund für ihr Spaltungsbedürfnis
nennt. Die Kritik bezieht sich im Kern darauf, dass wir für den Aufbau einer
revolutionären Arbeiter_Innenpartei  eintreten,  die  nach dem Konzept  des
demokratischen Zentralismus strukturiert ist sowie auf unsere Position, dass
es  nach  einer  erfolgreichen  Revolution  gegen  den  Kapitalismus  einen
proletarischen Halbstaat braucht. Diesen braucht es deshalb, weil wir davon
überzeugt  sind,  dass  die  Herrschenden  nicht  einfach  aufgeben  werden,
sondern danach streben werden die Revolution rückgängig zu machen. Ein



solcher  Halbstaat  verteidigt  die  Klassenherrschaft  der  ehemals
unterdrückten  Arbeiter_Innen  gegen  reaktionäre  Kräfte,  die  soziale
Fortschritte  wieder  rückgängig  machen  wollen,  und  repräsentiert  die
Interessen  der  Mehrheit  der  Menschen.  Da  er  als  einziger  Staat  die
Möglichkeit zum Absterben in sich trägt, bezeichnen wir ihn als Halbstaat.
Obwohl die FAU Dresden unser Programm gelesen hat, behauptet sie, wir
würden die Notwendigkeit einer revolutionären Partei und des proletarischen
Halbstaates nicht begründen. Außerdem kritisiert sie uns dafür, dass wir die
komplette Wirtschaft zur Zerschlagung des kapitalistischen Systems und zur
Überführung der Produktionsmittel unter der demokratischen Kontrolle und
Verwaltung durch die Arbeiter_Innen verstaatlichen wollen.  Erwischt:  wir
wollen in der Tat das Privateigentum an den Produktionsmitteln aufheben
und  anstelle  der  kapitalistischen,  nur  auf  den  Profit  ausgerichteten
Privatökonomie  eine  bedürfnisorientierte,  durch  die  Arbeiter_Innenräte
kontrollierte  Planwirtschaft  einführen.  Diese  Kritik  vonseiten  der  FAU
nehmen wir als ein Geständnis wahr, dass sie keinerlei Vorstellung davon
hat, wie der Kapitalismus durch die Arbeiter_Innenklasse selbst überwunden
werden kann.

Doch wirklich abstrus wird es, wenn uns von Anarchist_Innen vorgeworfen
wird, WIR seien in Wahrheit Idealist_Innen. So schreibt die FAU in ihrer
Stellungnahme:

„Das  Problem,  das  hier  und  an  anderen  Stellen  durchscheint,  ist  Revos
idealistische Argumentationsweise.  Es wird angenommen, dass die Macht
eines  Staates  nicht  ausgeweitet  und  missbraucht  wird,  weil  sie  als
revolutionäre Bewegung das von Anfang an so postuliert hätten.“ Wirklich
traurig macht uns in dieser Aussage vor allem die Tatsache, dass hier soziale
Eigenschaften  von  Menschen,  die  in  kapitalistischen  Gesellschaften
sozialisiert wurden und deren Machtstrukturen tagtäglich erfahren müssen,
naturalisiert  werden.  Dass  Menschen  in  kapitalistischen  Staaten  oft
egoistisch handeln, gewählte Mandate missbrauchen und nach Macht eifern
liegt nämlich nicht an ihrer bösen Natur, liebe FAU-Kader, und kann deshalb
nicht  als  human-biologisches  Dogma  auf  einen  sozialistischen  Staat
übertragen werden. Vielmehr schafft die Erfahrung des emanzipatorischen



Kampfes,  der  kollektiven  Aktion,  der  Selbstorganisation  und  der
sozialistischen Demokratie ein neues Bewusstsein, welches dem Bewusstsein
im Kapitalismus keineswegs gleichgestellt werden kann. Diese Annahme ist
dabei  nicht  idealistisch,  denn  –  kurze  Marx-Nachhilfestunde  –  das
gesellschaftliche  Sein  der  Menschen bestimmt vielmehr  ihr  Bewusstsein!
Darüber hinaus scheinen die Personen, die unser Programm gelesen haben,
die  Sache  mit  den  Räten  und  der  Verteidigung  des  proletarischen
Halbstaates  gegen die  Bürokratisierung,  leider  nicht  ganz  verstanden zu
haben. Deshalb hier nochmal die betreffende Stelle: „Die Räte sollen Orte der
offensten Arbeiter_Innendemokratie sein, hier soll die freiste Diskussion bei
kollektiver  Aktion  gelten.  Hier  muss  der  Kampf  um  ein  revolutionäres
Programm Gradmesser der Entwicklung des Bewusstseins in der Klasse sein.
Für uns stellt dieses Rätesystem die Keimform des Arbeiter_Innenstaates dar,
die  Herrschaft  der  absoluten  Mehrheit  der  Weltgesellschaft  über  die
Minderheit  jener die aktuell  an der Spitze dieses Systems stehen.  Ihnen
haben wir keine neuen Verbesserungen zu bieten, dem absoluten Großteil
der Welt schon. Der rätedemokratische Halbstaat muss also die Herrschaft
der Mehrheit gegen die Interessen der bürgerlichen Minderheit sein, auch
Diktatur des Proletariats genannt. Er muss die konterrevolutionären Kräfte,
wenn notwendig auch mit Gewalt, nieder halten. Ziel dieses Staates muss
aber auch immer das Absterben seiner selbst sein, im Übergang zu einer
befreiten Gesellschaft von Gleichen, in der jeder Mensch nach den jeweiligen
Fähigkeiten und Bedürfnissen leben kann. Dafür müssen wir aufs schärfste
die  Entstehung  einer  neuen  privilegierten  Kaste,  einer  Bürokratie,
bekämpfen. Deshalb setzen wir uns bereits im Hier und Jetzt für die Wähl-
und Abwählbarkeit der Delegierten, den Arbeiter_innendurchschnittslohn für
sie, volle Rechenschaftspflicht und ein verpflichtendes Rotationsprinzip ein.
Die momentane Revolutionierung der Medientechnik, wie durch das Internet,
ist für eine solche Arbeiter_innendemokratie ein riesiges Hilfsmittel, kann
aber demokratische Diskussionen und Massenversammlungen nie vollständig
ersetzen. Solange nicht global das kapitalistische System gestürzt ist, können
die  materiellen  Voraussetzungen  für  das  Absterben  des  Staates  nicht
vollkommen vollzogen werden. Die Ablösung des proletarischen Halbstaates
durch den Sozialismus (die Übergangsgesellschaft zum Kommunismus) kann
deshalb nur im internationalen Rahmen vollzogen werden.“



Anarchist_Innen sind der Meinung, dass Parteien an sich bereits autoritär
seien und ein Instrument wären, um die Herrschaft einer kleinen Minderheit
über die gesamte Klasse zu manifestieren. Einmal abgesehen davon, dass es
auch in der Vergangenheit anarchistische Organisationen gab, die sich nur
dem Namen nach von Parteien unterschieden (wie die FAI in Spanien), gehen
wir davon aus, dass zur Eroberung der Macht die fortschrittlichsten Teile der
Arbeiter_Innenklasse  in  einer  Partei  organisiert  sein  müssen,  um  das
gesamte  Proletariat  für  den  Kommunismus  zu  gewinnen.  Ein  spontanes,
massenhaftes  Entstehen  von  kommunistischem  Bewusstsein  ist  in  einer
Gesellschaft,  die  ideologisch  von  der  Bourgeoisie  beherrscht  wird,  nicht
möglich.

Dass  sich  in  der  Geschichte  der  „realsozialistischen  Staaten“  das
stalinistische  Modell  der  Herrschaft  einer  elitären,  bürokratischen
Parteikaste  über  das  Proletariat  durchsetzen  konnte,  liegt  nicht  an  der
Existenz  revolutionärer  Arbeiter_Innenparteien  selbst.  Die  Gründe  dafür,
dass sich Jahre nach der sozialistischen Oktoberrevolution 1917 in Russland
erstmals  eine  solche  bürokratische  Parteienclique  anstelle  einer
Arbeiter_Innendemokratie  durchsetzen  konnte,  sind  vor  allem:

Die Isolation des ersten Arbeiter_Innenstaates infolge der durch den1.
Verrat  der  Sozialdemokratie  gescheiterten  Revolutionsversuche  in
Europa (Deutschland, Österreich, Ungarn, Finnland, Italien…)
Der bis 1922 andauernde Bürger_Innenkrieg in Russland, in dem gut2.
ein  Dutzend  anderer  Staaten  militärisch  zusammen  mit  anderen
konterrevolutionären  Kräften  gegen  die  revolutionäre  Rätemacht
vorgingen.  Durch  die  infolge  des  Welt-  und  Bürger_Innenkrieges
wirtschaftlich miserable Lage und dem damit einhergehenden Bruch
des Bündnisses zwischen Bäuer_Innen- und Arbeiter_Innenklasse war
letztere  derartig  geschwächt,  dass  sie  den  Aufstieg  einer
bürokratischen  Schicht  nicht  verhindern  konnte.

Dadurch, dass infolge der Niederlage der sozialistischen Revolutionen in den
entwickelten,  kapitalistischen  Ländern  Russland  isoliert  blieb  und  die
Arbeiter_Innen in dem damals noch halbfeudalen Land gerade mal 10% der
Bevölkerung  ausmachten,  waren  die  materiellen  Bedingungen  für  die



Entwicklung einer sozialistischen Arbeiter_Innendemokratie nicht gegeben.
Letztlich setzten sich auch in anderen Ländern (China, Vietnam, Osteuropa,
Kuba, Nordkorea) Regime durch, die nach dem Vorbild der stalinistischen
Sowjetunion  aufgebaut  waren.  Statt  einer  notwendigen  politischen
Revolution gegen die herrschende Kaste zur tatsächlichen Überführung des
gesamten  Staates  mitsamt  seiner  Produktionsmittel  in  die  Hände  der
Arbeiter_Innen  selbst,  kam  es  in  den  meisten  degenerierten
Arbeiter_Innenstaaten  zur  Restaurierung  des  Kapitalismus.  In  unserem
aktuellen Programm ziehen wir deshalb folgende Lehren, um zukünftig zu
verhindern, dass „sich Geschichte wiederholt“. Diese sind, „dass wir gegen
jegliche Privilegien für Partei- und Staatsbedienstete eintreten müssen. Alle
Funktionär_Innen  dürfen  nicht  mehr  als  das  Durchschnittsgehalt  von
Facharbeiter_Innen  bekommen.  Die  Beamt_Innenschaft  darf  nicht
institutionalisiert  werden,  sondern  muss  stetigen  personellen  Wechsel
unterworfen  sein.  Alle  Funktionär_Innen  müssen  der  Transparenz
verpflichtet  und  jederzeit  wähl-  und  abwählbar  sein.  Die  Struktur  der
Rätedemokratie  hätte  im Kampf  mit  der  alten  Bürokratie  neu aufgebaut
werden  müssen.  Auch  die  Wirtschaftsplanung,  im  Stalinismus  von  einer
abgehobenen  Technokrat_Innenschicht  übernommen,  hätte  unter  die
demokratische  Kontrolle  durch  Produzent_Innen  und  Konsument_Innen
gestellt  werden  müssen.“

Oft  gibt  es  bei  Anarchist_Innen eine  absolute  Ablehnung jeglicher  Form
von  Autorität  und  Führung.  Dabei  werden  anstelle  von  demokratisch
gewählten und rechenschaftspflichtigen Leitungen lieber undemokratische
und  intransparente  Cliquen,  die  die  Politik  anleiten,  zugelassen.  Diese
Ablehnung  von  Demokratie  führt  auch  dazu,  dass  die  lautesten,
selbstbewusstesten,  meistens  männlich-sozialisierten,  sowie  die
Aktivist_Innen mit der meisten Zeit am meisten Kontrolle über die Bewegung
oder Organisation haben und somit zur informellen Führung werden. Fragt
sich, welches Modell hier wohl insgeheim das eigentlich autoritärere ist…

Israel, BDS und Hamas

Wie weiter oben schon erwähnt konnte die FAU Dresden es nicht lassen, in



den verleumderischen Chor der prozionistischen Kräfte mit einzustimmen
und unterstellt uns wegen unserer sozialistischen und propalästinensischen
Position in Bezug auf den Nahostkonflikt einen „latenten Antisemitismus“.
Dieser  Vorwurf  wird  damit  begründet,  wir  würden  die  BDS-Bewegung
unterstützen, welcher wiederum unterstellt wird, sie würde mit der Hamas
kooperieren. Wörtlich behauptet die anarchosyndikalistische Gewerkschaft:

„Da  Revo  bekennt,  die  antisemitische,  ultra-sexistische  und
islamfaschistische Hamas dabei als Bündnispartner zu tolerieren, muss sie
sich  gefallen  lassen,  dass  wir  der  Organisation  selbst  einen  latenten
Antisemitismus  unterstellen.“  Diesen  „latenten  Antisemitismus“  kann  die
FAU  dann  doch  bitte  auch  gleich  vielen  ihrer  internationalen
anarchosyndikalistischen Schwesterorganisationen vorwerfen, die BDS offen
unterstützen.

Es ist überhaupt erstaunlich, was sich die Autor_Innen der Stellungnahme
alles  zusammendichten.  Weil  unsere  Genoss_Innen  in  Berlin  kritisch-
solidarisch  mit  BDS-Aktivist_Innen  zusammenarbeiten,  gemeinsame
Veranstaltungen  durchführen  und  diese  gegen  unwissenschaftliche
Antisemitismusvorwürfe verteidigen, wird unterstellt, wir würden die Hamas
als  Bündnispartner  tolerieren,  und das  obwohl  die  Autor_Innen ein  paar
Sätze weiter selbst zugeben, dass die Zusammenarbeit zwischen BDS und
Hamas  nicht  belegbar  ist:  „Einer  der  offensichtlichsten  Gründe,  eine
Zusammenarbeit  mit  BDS  abzulehnen,  ist  unserer  Meinung  nach  die
tragende  Mitgliedschaft  des  „Council  of  National  and  Islamic  Forces  in
Palestine“  im  palästinensischen  Koordinierungskomitee  „Palestinian  BDS
National  Committee“  (BNC).  Die  naheliegende (wenn auch mit  öffentlich
verfügbaren  Quellen  nicht  beweisbare)  Vermutung,  dass  das  Council
identisch  ist  mit  den  fast  namensidentischen  „Palestinian  National  and
Islamic Forces“, impliziert eine Verbindung mit u. a. Hamas, Fatah und PFLP.
Auch wenn die Hamas im BDS somit nicht offensichtlich als Akteur auftritt,
ist  ihre  offene  Befürwortung  des  BDS  für  uns  Grund  genug,  mehr  als
skeptisch zu werden.“ Fassen wir also nochmal zusammen: Eine Verbindung
zwischen  Hamas  und  BDS  ist  nicht  nachweisbar,  die  Befürwortung  der
Boykottbewegung  durch  die  Hamas  sei  aber  Grund  genug,  BDS  eine



Verbindung  zu  ebendieser  zu  unterstel len  und  wei l  wir  a ls
Jugendorganisation  mit  deren  Aktivist_Innen  auch  schonmal
zusammengearbeitet  haben,  würden  wir  insgeheim  die  Hamas  als
Bündnispartner  tolerieren.  Eine  so  krude  Logik  allein  zum  Zweck  der
Diffamierung  unserer  Gruppe  zu  konstruieren,  ist  schon  ein  ziemliches
Armutszeugnis. Der Grund warum wir partiell und auf kritisch-solidarische
Weise  mit  BDS-Aktivist_Innen  in  Berlin  zusammengearbeitet  haben  ist
übrigens  derselbe,  warum  wir  auch  in  Dresden  mit  der  FAU
zusammenarbeiten würden. Weiterhin wird die BDS-Bewegung selbst dafür
kritisiert, der israelischen Wirtschaft zu schaden. Und das, obwohl die FAU
Dresden selbst folgendes in der Stellungnahme betont:

„Wir  stellen  außerdem  voran,  dass  wir  Israel  natürlich  als  einen
kapitalistischen,  rassistischen  und  patriarchal  geprägten  Staat  begreifen,
zumal  dieser  seit  2009  auch  noch  rechtskonservativ  regiert  wird.“  Die
anarchosyndikalistische Gewerkschaft  bezieht sich immer wieder,  auch in
dem Text zu uns, positiv auf Streiks, Besetzungen und sogar Sabotage in
Betrieben.  Inwiefern  diese  Mittel,  wenn  sie  denn  in  Israel  genauso
angewandt werden sollen wie in anderen kapitalistischen Staaten auch, der
Wirtschaft  keinen Schaden zufügen sollen,  ist  uns ein Rätsel.  Überhaupt
dürfte die FAU nach dieser Logik niemals zu Streiks aufrufen, weil solche ja
schädlich  für  die  Wirtschaft  sind,  dies  ist  ihr  ganzer  Zweck:  den
Kapitalist_Innen dadurch Zugeständnisse und Verbesserungen abzuzwingen,
dass  sie  dort  getroffen  werden,  wo  es  Ihnen  wehtut,  nämlich  bei  ihren
Profiten,  die  ausbleiben,  wenn  gestreikt  wird.  Weshalb  wir  in  der
kapita l is t ischen  Ökonomie  Rücksicht  auf  d ie  Ver luste  der
Unternehmer_Innen  nehmen  sollten,  und  inwieweit  sich  dies  mit  dem
Anspruch, eine kämpferische Gewerkschaft sein zu wollen, verträgt, können
wir  uns  selbst  nicht  erklären.  Scheinbar  wird  beim  „kapitalistischen,
rassistischen und patriarchal geprägten Staat“ Israel dann doch mal eine
Ausnahme gemacht. Dass die kapitalistische Wirtschaft und der bürgerliche
Nationalstaat  nichts  mit  den  Interessen  der  Lohnabhängigen  gemeinsam
haben, sollte auch den Autor_Innen der Schmähschrift über uns klar sein.
Warum dann aber ausgerechnet Israel einer Sonderbehandlung bedarf, ja
sogar als Garant des Schutzes des gesamten Volkes dargestellt wird – trotz



seines  Wesens  als  kapitalistischer  Staat  im  Interesse  der  herrschenden
Klasse – ist wohl wieder eines dieser unzähligen politischen Kunststücke.

Unserer  Auffassung  nach  ist  Israel,  wie  jeder  andere  bürgerlich-
kapitalistische  Nationalstaat  auch,  eine  Klassengesellschaft,  in  der  die
Mehrheit die Lohnabhängigen selbst darstellen, die nichts haben, als ihre
Arbeitskraft  und  deren  Interessen  denen  der  herrschenden  Besitzenden
diametral entgegenstehen. Weiterhin ist die Existenz des israelischen Staates
nur  gesichert,  solange  imperialistische  Schutzmächte  wie  die  USA  oder
Deutschland einen ökonomischen Nutzen daraus ziehen. Das „brüderliche
Band der  westlichen Werte“  kann schnell  reißen,  wenn ein  profitablerer
Partner in der Region gefunden ist.  Das Versprechen des Zionismus,  die
Jüdinnen und Juden wieder zum Subjekt ihrer eigenen Geschichte zu machen,
ist also eine Farce. Der israelische Staat ist somit kein Schutzraum, sondern
ein Käfig. Er kämpft gegen andere regionale Mächte, wie Iran, Türkei und
Saudi-Arabien  um  die  regionale  Vormachtstellung.  Durch  die
Milliardensubventionen  für  das  israelische  Militär  von  imperialistischen
Großmächten wie den USA und der BRD wird klar, dass es auch in Israel
selbst nicht nur um die Interessen der herrschenden Kapitalist_Innen geht,
sondern auch um die Interessen des Imperialismus in der ganzen Region –
die  unmittelbar  an die  Unterdrückung der  Palästinenser_Innen gebunden
sind.

In unserem Programm heißt es wortwörtlich weiterhin dazu: ,,Daher ist der
Kampf der Palästinenser*innen und aller anderen Unterdrückten legitim und
muss von jeder fortschrittlichen Bewegung unterstützt werden. Gleichzeitig
lehnen  wir  jedoch  die  Politik  der  existierenden  Führungen  des
palästinensischen Kampfes ab.  Kräfte wie die Hamas begründen sich auf
reaktionäre  Konzepte  islamistischer  Theokratie  und  treten  für  repressive
Gesetze ein. Mehr als das, sie blockieren eine fortschrittliche und radikale
Lösung, da ihre reaktionären Ideen, von Antisemitismus bis Sexismus, nicht
zeigen, wie die palästinensische und israelische Arbeiter*innenklasse einen
gemeinsamen Kampf für ihre Befreiung führen können. […] Gerade deshalb
muss  gesagt  werden:  permanente  Unabhängigkeit  von  imperialistischer
Ausbeutung  und  nationaler  Unterdrückung  kann  es  nur  innerhalb  einer



internationalen  Widerstandsbewegung,  sozialen  Revolutionen  und  einer
globalen, sozialistischen Föderation, auf Grundlage freier multiethnischer,
säkularer Regierungen mit Arbeiter*innendemokratie geben.“

Fazit

Zum Ende sei  noch darauf  hingewiesen,  dass wir  als  Jugendorganisation
keine Kaderpartei sind (andere sozialistische Gruppen, mit denen die FAU
auch gerne mal gemeinsame Veranstaltungen organisiert, hingegen schon),
bei  uns  unterdrückte  Gruppen wie  POC’s  und Frauen eigene Strukturen
bilden  können,  um  ihre  Anliegen  unabhängig  zu  formulieren  und
demokratisch abstimmen zu lassen, es bei uns das Recht zur Fraktions- und
Tendenzbildung gibt und nicht zuletzt unser Programm gemeinsam von allen
Mitgliedern  demokratisch  ausgearbeitet  und  abgestimmt  wurde  und
öffentlich sowie allen, die unserer Organisation angehören, bekannt ist, im
Gegensatz zu den meisten anarchistischen Organisationen, die – wenn sie
denn überhaupt sowas wie ein Programm vorzuweisen haben – dieses wie ein
geheimes Papier behandeln, welches nur die aktivsten Führungsmitglieder
kennen.

Wir  sind  auch  weiterhin  dazu  bereit,  über  die  bestehenden Differenzen,
Vorurteile und Gerüchte offen in Diskussion zu treten – nicht nur mit der
FAU selbst,  sondern  mit  allen  Linken.  Gleichzeitig  lehnen  wir  sämtliche
Ultimaten,  sektiererische  Ausschlüsse  missliebiger  und  andersdenkender
Organisationen und Diffamierungen ab. Dieser „Stil“ nützt letztlich nur dem
Klassenfeind. Wir fordern die FAU auf, ihr Ultimatum zurückzuziehen und
sich am Aufbau einer gemeinsamen linken Bewegung gegen den Rechtsruck
in der Gesellschaft und gegen die Herrschenden zu beteiligen! Wir haben
überhaupt kein Problem damit, dass die FAU andere offen und öffentlich
kritisiert.  Wir  sind  jedoch  davon  überzeugt,  dass  es  für  Kritik  kein
sektiererisches Verhalten und keiner Ausschlüsse bedarf, sondern dass diese
trotz  einer  Zusammenarbeit  in  Bündnissen  und  gemeinsamer  Aktionen
geäußert  werden  sollte.  Denn  den  Kampf  um  die  Emanzipation  der
Arbeiter_Innen kann auch eine anarchosyndikalistische Gewerkschaft nicht
alleine  gewinnen,  sondern  muss  beim  Aufbau  einer  revolutionären



Arbeiter_Innenbewegung  zwangsweise  mit  anderen  Organisationen  der
Arbeiter_Innenklasse zusammenarbeiten. Das bisherige Verhalten der FAU
Dresden lässt sich in unseren Augen nicht mit deren Selbstanspruch, eine
basisdemokratische  und  antiautoritäre  Gewerkschaft  sein  zu  wollen,
vereinbaren. Wir denken, dass die Mitglieder der FAU ihr sektiererisches
Vorgehen überdenken sollten und statt, wie es in ihrer Stellungnahme heißt,
sich genötigt zu fühlen uns mit schlechten Pamphleten zu diffamieren und
uns zu bekämpfen, was laut eigener Aussage „wohl schon hunderte Stunden
politische Arbeit gekostet hat, die für andere Aufgaben besser hätten genutzt
werden können“, sich auf den gemeinsamen Feind zu konzentrieren und statt
zu spalten mit uns darüber zu reden, wie wir trotz unserer Differenzen gegen
Faschos,  Staat  und  Kapital  kämpfen  können.  Sie  könnten  beispielsweise
damit  anfangen,  sich  an  Bündnistreffen  gegen  PEGIDA  oder  das  neue
Polizeigesetz zu beteiligen, müssten hierzu aber dazu bereit sein, über den
eigenen Schatten zu springen und linke Organisationen und Gruppen, die
andere Positionen als sie haben, als Bündnispartner akzeptieren. Im Rahmen
solcher Bündnisse und gemeinsamen Aktionen sollte die FAU dann auch ihre
Kritik an anderen linken Gruppierungen offen äußern können, diese sollte
aber kein Grund sein, von Vornherein die Zusammenarbeit auszuschließen.
Dann könnte auch die FAU, statt ihre Zeit in den Kampf gegen sozialistische
Jugendorganisationen  wie  der  unseren  zu  investieren,  ihren  Teil  dazu
beitragen,  auf  der  Grundlage  demokratischer  Diskussionen  und
Entscheidungen  eine  breite  linke  Bewegung  aufzubauen.

Stellungnahme der FAU Dresden:

Ausführliches Statement: Warum wir nicht mit Revo zusammenarbeiten

https://dd.fau.org/2018/10/12/ausfuehrliches-statement-warum-wir-nicht-mit-revo-zusammenarbeiten/


„Es gab keine Menschenjagd!“ –
Chemnitz,  der  VS  und  Hans-
Georg Maaßen

Wer in der letzten Zeit auch nur ein bisschen die Medien verfolgt hat, hat
sicher auch von diesem Mann gehört: Hans-Georg Maaßen, Präsident des
Bundesamtes für Verfassungsschutz seit 2012.
Ein Video, auf dem mehrere Nazis einen migrantischen Menschen verfolgten,
rassistisch beleidigten und angriffen, zweifelte Maaßen sofort an mit der
Begründung, es lägen keine Belege dafür vor, dass die Inhalte dieses Videos
auch wirklich real seien. Experten überprüften das Video und waren sich
sicher: dieses Video muss echt sein. Des Weiteren meldeten sich das Opfer
und Zeugen drei Tage nach Veröffentlichung dieses Videos bei der Polizei
und  erstatteten  Anzeige.  Das  Opfer  ist  der  22-jährige  Alihassan  S.,  er
flüchtete 2017 aus Afghanistan.

„Es gibt einfach zu viele Faschisten hier.“
– Alihassan S. zum Angriff gegen ihn
Auch das Amtsgericht bestätigte, dass es keinerlei Anhaltspunkte dafür gäbe,
dass das Video ein Fälschung sein könnte, trotzdem äußerte sich Maaßen
gegenüber der BILD, dass es sich bei dem Video um eine Falschinformation
handelte, um von dem Mord an Daniel H. in Chemnitz abzulenken. Wenige
Tage später leugnet er diese Aussage wiederum, und behauptet, er hätte ja
nie  gesagt,  dass  das  Video  gefälscht  sei.  Nun  forderte  man  daraufhin
Maaßens  Entlassung  –  entlassen  wegen  einer  Falscheinschätzung?  Diese
Falscheinschätzung  war  nicht  etwa  sein  erstes  Versäumnis:  Am  19.
Dezember,  2016  raste  der  islamistische  Terrorist  Anis  Amri  mit  einem
geklauten  Sattelzug  in  eine  Menschenmenge  auf  dem  Berliner
Weihnachtsmarkt  –  11 Menschen ließen ihr  Leben,  der  Sattelzugbesitzer
wurde  von  Amri  kaltblütig  ermordet,  55  weitere  wurden  im  Zuge  des
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Attentates verletzt. Dieser Anschlag hätte verhindert werden können, denn
der VS hatte einen Spitzel in Amris Umkreis. Anstatt Selbstkritik zuzulassen,
leugnet Maaßen wiederum seinen Spitzel.
Als  Referatsleiter  „Ausländerrecht“  im  Innenministerium  im  Jahre  2002
schrieb er ein Gutachten über den Fall Murat Kurnaz. Murat Kurnaz war ein
türkischer Staatsbürger, in Deutschland geboren, und saß von 2002 bis 2006
in Guantanamo ohne Anklage. Sein Fall wurde geprüft und er erwies sich als
nicht rechtens, weshalb Deutschland ihn wieder aufnehmen sollte. Maaßen
aber, der das innerhalb seines Gutachtens prüfen sollte, verweigerte dies,
weshalb Murat K. fast 5 Jahre in Guantanamo, das härteste Gefangenenlager
der  Welt,  blieb.  In  seinem  Aufsatz  „Kirchen,  Asyl  und  Rechtsstaat“
bezeichnete Maaßen bereits 1997 Pfarrer und Gemeinden, die Flüchtlinge in
ihren Kirchen aufnehmen, als „kriminelle Vereinigung“.
Nachdem der Verfassungsschutz in dem NSU-Fall bereits total versagte, und
unzählige Akten gegen die terroristische Nazi-Gruppe aus dem Untergrund
zerstörte,  wurde  Maaßen  als  neuer  VS-Chef  eingesetzt,  obwohl  er  sich
äußerst unkritisch über diesen Fall äußerte und die Fehler seines Vorgängers
und seiner Vereinigung einfach leugnete. 2015 traf sich Maaßen mit der
damaligen Vorsitzenden der  AfD Frauke Petry,  er  soll  ihr  wohl  verraten
haben,  „wie  man  vermeidet,  vom  Geheimdienst  beobachtet  zu  werden“,
außerdem traf  er  sich  nachweisbar  etwa  dreimal  mit  dem AfD-Politiker
Alexander Gauland. Jegliche Beobachtungen der AfD lehnt Maaßen ab. Er
sehe bei der Partei eine „ganze Reihe von Problemen, die sie selbst hat, aber
auch  dem  Problem,  dass  dort  Rechtsextremisten  versuchen
unterzuschlüpfen. Wobei wir derzeit feststellen, dass die AfD versucht, diese
Rechtsextremisten aus ihrer Partei zu isolieren oder auszugrenzen.“ Fakt ist
nur, dass die AfD diese Rechtsextremisten sogar in ihren Vorstand wählt. Die
ARD besuchte sogar vor  wenigen Tagen einen AfD-Funktionär,  der  beim
Verfassungsschutz arbeitet. Der landesweite Verfassungsschutz will die AfD
sogar  beobachten,  weil  sie  mit  Neonazis,  PEGIDA  und  der  Identitären
Bewegung zusammen arbeiten,  darf  es aber nicht,  weil  Maaßen und der
bundesweite VS es nicht erlauben.
Die Linke, die Grünen und die SPD forderten schnell  Maaßens Rücktritt.
Auch Merkel entschied sich unter dem Druck von außen für seine Kündigung.
Dieser wandelte sich schnell  in eine Beförderung zum Staatssekretär ins



Innenministerium um. Und die SPD, die erst für seine Entlassung war, steht
hinter dieser Beförderung – für eine Partei nicht untypisch, die vor der Wahl
mit der Ankündigung propagierte, nun in Opposition zu gehen und nach der
Wahl plötzlich doch in Koalition trat.

Verfassungsschutz-Präsident  Maaßen  will
keine  Hetzjgden  auf  MigrantInnen  in
Chemnitz gesehen haben – Die Betonung liegt
auf „will“!
Fälle  wie  diese  zeigen  uns  wiederholt:  der  Verfassungsschutz  ist  eine
Behörde  besetzt  von  zum  Teil  hartgesottenen  Rechten,  die  ihrem
reaktionären Gründungsziel 1950, nämlich der Zerschlagung der KPD, bis
heute treu blieb. Eine Entlassung Maaßens allein reicht deshalb nicht. Wir
als  Jugend  und  ArbeiterInnen  müssen  die  gesamten  Strukturen  des
Verfassungsschutzes zerschlagen! Erst dann können wir auch die geheimen
Akten  (sofern  nicht  geschreddert)  öffnen  und  die  VerbrecherInnen  des
Verfassungsschutzes  aburteilen.  Außerdem  fordern  wir  weiterhin  die
Entlassung des Rassisten Maaßen aus jeglicher mächtigen Position, bevor
dieser noch weiter die rechte Bewegung unterstützen kann.

50.000  Menschen  für  den
Hambacher Forst – Ein Bericht
Von Jonathan Frühling, REVOLUTION Kassel

Gestern strömten zehntausende Menschen jeden Alters und Geschlechts, aus
allen Teilen Deutschlands zum Erhalt des Hambacher Forst nach NRW. Das
ist ein riesiger Erfolg für die Bewegung. Die Teilnehmer_Innen wurden vor
allem durch  BUND,  Greenpeace,  Compact  und  Naturfreunde  mobilisiert.
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Linke Gruppen waren dagegen allerding kaum präsent. Neben Revolution
und  der  Gruppe  Arbeiter_Innenmacht  beteiligten  sich  einige  hundert
Menschen lokaler IL-Gruppen, sowie einige Personen von Linkspartei/SAV,
außerdem Menschen aus verschiedenen anarchistischen Zusammenhängen.
In  der  Masse  der  NGO-Anhänger  gingen diese  Gruppen aber  regelrecht
unter. Gewerkschafter_Innen waren für uns überhaupt nicht auszumachen.

Während der Kundgebung fingen die Genoss_Innen von „Ende Gelände“ mit
ihrem „Waldspaziergang“ durch den Hambi und zur Abbruchkante an, dem
sich  im  Laufe  der  nächsten  Stunden  nach  und  nach  fast  die  gesamte
Kundgebung  anschloss.  Die  Polizei  verhinderte  die  Aktion  nicht.  Auch
Revolution und GAM beteiligten sich mit einem lautstarken Block, in dem
Parolen gerufen wurden wie: „Streik, Besetzung überall, bring jetzt RWE zu
fall!“  Die  Aktivist_Innen  konnten  sich  durch  den  Spaziergang  von  der
Schönheit des Waldes und von dem erschreckenden Ausmaß des Tagesbaus
selbst  ein  Bild  machen.  Alle  waren der  Meinung:  „Dieses  Loch ist  groß
genug!“ und „Hambi bleibt!“

Die Aktivist_Innen forderten nicht nur den Erhalt  des „Hambis“,  sondern
traten  auch  für  einen  schnellstmöglichen  Ausstieg  aus  der  gesamten
Kohleverstromung ein. Als Mittel zu dessen Durchsetzung wurden vor allem
Appelle an die Politik gerichtet. Zwar wurde die Abholzung des Waldes für
die  nächsten 2  Jahre  gerichtlich  gestoppt,  verlassen sollte  man sich  auf
Politik und Gerichte allerdings nicht. SPD und CDU stehen offen hinter RWE
und auch die Grünen haben an der Landesregierung grünes Licht für die
Abholzung des Waldes gegeben. Eine nachhaltige, im Einklang mit der Natur
stehende Gesellschaft wird nicht von der herrschenden Politik durchgesetzt
werden,  wenn wir sie nur von der Wichtigkeit  überzeugen.  Sie muss im
Gegenteil  gegen die  bürgerlichen  Parteien  erkämpft  werden.  Politik  und
Wirtschaft sind für die rücksichtlose Ausbeutung der Natur verantwortlich,
sowie das kapitalistische Wirtschaftssystem insgesamt, welches mit seiner
Profitlogik  einer  nachhaltigen  Klimapolitik  entgegensteht.  Die
Umweltbewegung  braucht  deshalb  auch  eine  klare  antikapitalistische
Perspektive und eine Perspektive, wie die Beschäftigten der Energiekonzerne
für die Bewegung gewonnen werden können. Streiks in den Betrieben sind



letztlich  das  einzige  Mittel,  die  Macht  der  Konzerne  zu  brechen.  Diese
Perspektive fehlt der Bewegung aber leider bisher. Nichtsdestotrotz war die
Kundgebung  gestern  eine  nicht  zu  ignorierende  Machtdemonstration  in
Richtung RWE, Polizei und Landesregierung.

Welche  Strategie  gegen  die
Kohlekonzerne?
Flugblatt von ArbeiterInnenmacht und REVOLUTION zur Demonstration am
Hambacher Forst am 6. Oktober, Infomail 1023, 8. Oktober 2018

Wöchentlich  finden  Massenproteste  am Hambacher  Forst  mit  tausenden
Menschen  statt,  organisiert  von  Umweltschutzorganisationen  wie  BUND
(Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland), NABU (Naturschutzbund
Deutschlands), Greenpeace, attac, den Grünen sowie Teilen der radikalen
Linken. Währenddessen tagt in Berlin die sogenannte „Kohlekommission“,
um bis zum Jahresende einen Plan zum Ausstieg aus der Kohleverstromung
zu  erarbeiten,  wobei  anzunehmen ist,  dass  der  Ausstieg  um viele  Jahre
verschleppt  werden  wird,  während  die  selbst  gesteckten  Klimaziele
Deutschlands (Reduktion des Treibhausgasausstoßes bis 2020 um 40 % im
Vergleich  zu  1990,  Anteil  der  erneuerbaren  Energien  bei  der
Stromerzeugung  von  18  %  bis  2020)  in  Rauch  aufgehen.

Beim Kampf um den Hambacher Forst geht es dabei letztlich um weit mehr
als den Erhalt eines Waldstücks und die Braunkohleverstromung. Er ist ein
Bestandteil des Kampf um wirksame Maßnahmen gegen den Klimawandel
und zur Sicherung der natürlichen Grundlagen menschlicher Existenz – ein
Ziel, das angesichts verschärfter kapitalistischer Konkurrenz in noch weitere
Ferne rückt.

Gerade  Jugendliche  werden  die  Folgen  der  drohenden  Klimakatastrophe
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noch viel härter zu spüren bekommen. Umweltschutz ist längst nicht mehr
nur eine Sache von Alt-Hippies und 68ern, sondern aller. Die Jugend und die
AktivistInnen im Hambacher Forst stellen eine neue Generation von Aktiven
dar, die auch eine antikapitalistische Perspektive aufwerfen Das heißt für
uns, nicht nur zu meckern, sondern sich klare Gedanken dazu zu machen,
was wir im Hier und Jetzt tun können, um unsere Ziele zu erreichen.

Braunkohle und Widerstand
Der Tagebau Hambach ist Teil des rheinischen Braunkohlereviers, dessen
Brennstoff in den naheliegenden Kraftwerken zur Stromerzeugung verfeuert
wird.  Neben  dem  Rheinland  ist  die  Lausitz  das  zweite  große
Braunkohleabbaugebiet  in  der  Bundesrepublik.  Die  in  den  rheinischen
Kraftwerken freigesetzten Mengen des Treibhausgases Kohlendioxid (CO2)
zählen zu den höchsten CO2-Emissionen durch Elektrizitätswerke weltweit.
Die Auswirkungen sind aber nicht nur die Freisetzung von CO2, sondern
auch das Umkrempeln des Lebensraumes der Menschen zwischen Köln und
Aachen.  Acker-  und  Waldflächen  sind  verloren,  Ortschaften  und
Verkehrswege  wichen  ebenso  den  riesigen  Löchern  in  der  Erde.  Hinzu
kommen Belastungen des Grundwassers und hochgiftiger Feinstaub.

Daher gab es mit Beginn des Braunkohleabbaus bereits Widerstand in den
angrenzenden Ortschaften gegen ihre Umsiedlung. Viele davon existieren
heute  nicht  mehr.  Heute  hat  der  Protest  gegen  den  Kohleabbau  seinen
Schwerpunkt  vor  allem  im  Kampf  gegen  den  menschengemachten
Klimawandel und für „Klimagerechtigkeit“. Hinter diesem Begriff verbirgt
sich eine Kritik am CO2-Ausstoß der sogenannten Industrienationen wie z. B.
Deutschland, dessen negative Folgen (Dürre, Anstieg des Meeresspiegels,
Stürme,…) vor allem die ausgebeutete halbkoloniale Welt zu tragen hat.

Viele AnwohnerInnen unterstützen zum Teil seit Jahren die Proteste gegen
RWE  &  Co.  Ein  Großteil  der  Bevölkerung  im  Rheinland  hält  den
Polizeieinsatz  für  überzogen,  der  der  teuerste  in  der  Geschichte  von
Nordrhein-Westfalen  werden  könnte.



Frage der Protestform
Der Einsatz, mit dem die AktivistInnen im Hambacher Forst Bäume besetzten
oder  im  Rahmen  von  „Ende  Gelände“  immer  wieder  in  Tagebaue  im
Rheinland oder in der Lausitz eindrangen, verdient enormen Respekt.  Es
wurde  große  öffentliche  Aufmerksamkeit  für  die  Thematik  erzeugt  und
zumindest  kurzze i t ig  der  Betr ieb  gestör t .  Der  Kampf  der
BaumhausbewohnerInnen bei der Verteidigung des Waldes verdient unsere
Solidarität.  All  jene,  die  hierbei  staatliche  Repression  erfahren,  sind
bedingungslos  zu  verteidigen.

Die  Aktionsform,  durch  Besetzungen  umweltschädliche  Maßnahmen  zu
verhindern, hat eine lange Tradition in der Bewegung, die bis in die 1970er
und 1980er Jahre zurückreicht. Um erfolgreich zu sein, muss sie allerdings
auch  mit  einer  Massenbewegung  und  Unterstützung  verbunden  sein.
Ansonsten ist es für die Herrschenden ein Leichtes, die Bevölkerung gegen
AktivistInnen in Stellung zu bringen und ihre Aktionen zu isolieren.

Im Hambacher Forst ist die Verbindung zweifellos gegeben. Die Aktiven der
Besetzung  sind  politisch  im  wesentlichen  libertär,  anarchistisch  oder
(post)autonom geprägt. Aktionsbündnisse wie „Ende Gelände“ werden von
der  „Interventionistischen  Linken“  und  anderen  post-autonomen  Kräften
dominiert. Die Massendemonstrationen und -aktionen wiederum werden vor
allem  von  den  Umweltverbänden  und  zu  einem  geringeren  Teil
Gruppierungen wie attac getragen – im „Hintergrund“ steht die Grüne Partei,
in geringerem Maße die Linkspartei.

Auch  wenn  die  radikaleren,  anti-kapitalistisch  ausgerichteten  Kräfte  den
Aktionen  ihren  Stempel  aufdrücken,  so  stellen  die  Umweltverbände  die
Masse und sind letztlich politisch in der Vorhand.

Dies hat zwei Gründe. Erstens können solche Besetzungen und militanten
Aktionen einer Minderheit letztlich ohne eine unterstützende Masse und die
Gewinnung der Öffentlichkeit  nicht  gehalten werden.  Zweitens zielen sie
natürlich darauf, Druck auf die Landesregierung auszuüben, RWE bei der
Rodung zu stoppen und einen möglichst raschen Kohleausstieg zu erzwingen.



Doch wie dieser genutzt wird – darüber entscheidet keine „Bewegung“ und
bestimmen erst  recht  nicht  die  BesetzerInnen oder  „Ende Gelände“.  Die
Dynamik  der  Bewegung  versuchen  vielmehr  die  VertreterInnen  von
Greenpeace, BUND und der Grünen – ohne jegliche Kontrolle der Basis –
beim  Schacher  am  Verhandlungstisch  der  Kohlekommission  für  sich  zu
nutzen. Bislang mit bescheidenem Erfolg, werden doch „Ausstiegsdaten“ wie
2038  kolportiert.  RWE will  erst  2045  den  Braunkohletagebau  einstellen,
Greenpeace soll  sich angeblich mit  2030 anfreunden können.  Inzwischen
wollen die LobbyistInnen Fakten schaffen, da sie verhindern wollen, dass
auch der noch verbliebene Teil des Hambacher Forstes „ungenutzt“ bleibt.

Die Umweltbewegung, vor allem aber die radikaleren AktivistInnen stehen
hier vor einem Dilemma. Mit ihren Aktionsformen, ihren Mitteln können sie
nicht mehr leisten, stehen ihn im Grunde nur zwei strategische Optionen des
Ausstiegs aus der Kohleverstromung und vor allem zur Reorganisation der
Energiewirtschaft offen. Bei der einen läuft es auf eine generelle Reduktion,
wenn nicht die Abschaffung industrieller Großproduktion hinaus, die durch
„selbstverwaltete“  Formen  der  Kleinwirtschaft  ersetzt  werden  soll.  Ein
solches  Ziel  ist  nicht  nur  utopisch  angesichts  der  bestehenden
Kräfteverhältnisse. Es ist auch reaktionär, weil damit weder die Mittel zur
Verfügung stünden noch die notwendige Koordination globaler Maßnahmen
möglich wäre,  um den Klimawandel  zu stoppen und die Bedürfnisse von
Milliarden Menschen auf der ganzen Welt zu befriedigen (einschließlich einer
massiven  Ausdehnung  der  Industrieproduktion  auf  große  Teile  der  sog.
„Dritten Welt“).

Der  andere  Ausweg  ist  ein  Abkommen  mit  Kapital  und  Regierung  zum
„ökologischen  Umbau“  der  Gesellschaft.  Daran  werkelt  zur  Zeit  die
„Kohlekommission“.

Ökologie und Klassenkampf
Ein  solcher  „grüner“  Deal  wird  nicht  funktionieren.  Eine  gewisse
Beschleunigung des Kohleausstiegs mag zwar erreichbar sein – aber sicher
keine ausreichenden Maßnahmen beim „Gesamtpaket“ Klimawandel. Selbst
das sog. 2-Grad-Ziel rückt global in weite Ferne.



Die zur Erreichung dieses Ziels notwendigen Maßnahmen sind schlichtweg
nicht durchsetzbar, solange die Umweltpolitik an den Profitinteressen des
Kapitals ihre Grenze findet, solange RWE & Co. bestimmen, was zu welchen
Bedingungen produziert und verkauft wird.

Nehmen wir nur RWE, einen letztlich kleinen Teil des Gesamtproblems. Der
Konzern  macht  riesige  Profite  durch  die  Stromproduktion,  wobei  die
gleichzeitige  Zerstörung  unserer  Lebensgrundlage  billigend  in  Kauf
genommen  wird.  Wenn  nun  gefordert  wird,  aus  der  Kohleverbrennung
auszusteigen,  ist  es  für  die  KapitalistInnen  und  auch  die  Regierung  ein
Leichtes  zu  sagen,  das  gefährde  die  Jobs  der  9.000  Beschäftigten  im
Rheinland.  Doch  dieses  Argument  ist  nur  ein  Vorwand.  Die
Kohleverbrennung ist vielmehr billig und daher ein zentrales Element im
Profit  von RWE (Nettogewinn 2017:  1,9 Mrd.  Euro).  Weiterhin hat  RWE
bereits massiv in die Braunkohleverstromung investiert, z. B. durch Kauf des
Hambacher Forstes. Diese Investitionen hat ein kapitalistischer Staat wie
Deutschland zu schützen und dementsprechend verhalten sich CDU, SPD,
AfD und FDP – und auch die IG BCE. Und natürlich sind auch die Grünen für
einen Deal mit dem Kapital zu haben, wie sie mit ihrer Zustimmung zur
Rodung  des  Forstes  in  der  ehemaligen  rot-grünen  Landesregierung
hinlänglich  bewiesen  haben.

Tatsächlich sind die Jobs jedoch absolut zweitrangig für die KapitalistInnen
und ihre staatlichen HelferInnen in der Landesregierung und im Bundestag.
Wenn die Streichung von Stellen in den Augen der KapitalistInnen ihren
Gewinn erhöhen könnte, so würden diese auch auf die eine oder andere
Weise dem Drang nach Profit zum Opfer fallen. Ein Beispiel dafür findet sich
in den 1990er Jahren, wo RWE tausende Arbeitsplätze durch Rationalisierung
gestrichen hat.

Eine  besonders  unrühmliche  Rolle  bei  der  Verhandlung  um  den
Kohleausstieg nimmt die sogenannte ArbeiterInnenbürokratie ein. In diesem
Fall sind das konkret die Betriebsräte und die Führung der Gewerkschaft IG
BCE  (Industriegewerkschaft  Bergbau,  Chemie,  Energie).  Jüngst  haben
Betriebsräte vor einem „vorschnellen“ Kohleausstieg gewarnt – auch hierbei
wird wieder das Jobargument bemüht. Das ist kein untypisches Verhalten für



die  offiziellen  „Arbeitnehmer“vertreterInnen,  wobei  sie  letztlich  den
KapitalistInnen in der Argumentation nachlaufen. Das ist auch kein Zufall,
denn ihre  privilegierte  Stellung ist  im Rahmen der  „Sozialpartnerschaft“
absolut abhängig von der Energieindustrie. Dementsprechend hat die IG BCE
die Arbeitsplatzstreichung in den 1990er Jahren auch fleißig mit getragen.

In der Tat braucht es eine Perspektive für die Beschäftigten im Kohlebergbau
und in den Kraftwerken und, wie diese für den Kampf gegen die Konzerne
gewonnen werden können. Wie es mit den rund 21.000 Menschen (Lausitz
und Rheinland) nach einem Kohleausstieg weitergehen soll, beantwortet der
aktuelle Aufruf von „Ende Gelände“ leider nicht und erst recht nicht der
bürgerliche  Teil  der  Umweltbewegung.  Zwar  wird  im  Aktionskonsens
geschrieben, dass sich die Aktionen nicht gegen die RWE-MitarbeiterInnen
richten,  viel  mehr  aber  leider  nicht.  In  der  Umweltbewegung  gibt  es
Tendenzen,  die  ArbeiterInnen in der Energiebranche als  GegnerInnen zu
betrachten.

Das  mag  hervorgerufen  sein  durch  Konfrontationen  mit  dem  RWE-
Wachschutz  oder,  weil  die  ArbeiterInnen mit  dem Energiekonzern selbst
gleichgesetzt  werden.  Allerdings  ist  dies  unserer  Ansicht  nach  nicht
zielführend. Vielmehr sollte es darum gehen, die Beschäftigten von RWE von
ihrer  aktuellen  Bindung  an  die  Interessen  „ihrer“  Konzerne,  von  RWE,
Vattenfall und Konsorten zu brechen und für unseren Kampf zu gewinnen.
Das schließt auch ein, ihnen eine Perspektive für die Zeit „nach der Kohle“
vorzuschlagen.  Dazu gehören eine  Weiterbeschäftigung ohne Lohnverlust
und  Einsatz  bei  anderen,  für  den  Umbau  des  Energiesektors  wichtigen
Aufgaben.

Diese Perspektive  ist  nur  gegen die  Kapitalinteressen durchsetzbar.  Erst
recht gilt das für die Umstrukturierung des Energiesektors selbst und die
Umstellung von Produktion und Konsum im Interesse des Erhalts der Umwelt
wie  der  Menschen.  Das  ist  ohne  die  Enteignung  der  Konzerne  einfach
unmöglich.

Hier  zeigt  sich  aber  auch,  warum die  ArbeiterInnenklasse  nicht  nur  als
politische  Unterstützerin  gewonnen  werden,  sondern  sich  zum zentralen



Subjekt im Kampf für den Klimawandel erheben muss:

Nur sie verfügt über das technische Know-how für einen geplanten
A u s s t i e g  a u s  d e r  K o h l e v e r b r e n n u n g  ( n i c h t  n u r  i n
Elektrizitätskraftwerken,  sondern auch in Heizkraftwerken) hin zu
erneuerbaren Energien.
Sie  hat  Zugang  zu  den  Produktionsmitteln  (Tagebau,  Kraftwerk,
Forschung) und kann dadurch die Produktion lahmlegen.
Durch das Lahmlegen der Produktion im Rahmen eines politischen
Streiks kann massiv Druck auf Kapital und Staat ausgeübt werden.
Dabei kann der Organisationsgrad der Arbeitenden erhöht werden, z.
B. durch Aufbau von Streikkomitees und Verteidigung des Streiks
gegen Repression.
Die Organisierung der ArbeiterInnen durch den politischen Kampf
kann die Grundlage dafür schaffen, dass die Arbeitenden im Rahmen
einer entschädigungslosen Enteignung der Energiekonzerne selbst
die Kontrolle über die Produktion übernehmen und sie dahingehend
planen, dass ein schnellstmöglicher Ausstieg aus der Kohleenergie
möglich wird, ohne dass es zu ihren Lasten geschieht.

Der  Umsetzung  dieser  Strategie  steht  derzeit  vor  allem  die  Politik  der
Gewerkschaftsbürokratie entgegen. Nichtsdestotrotz bleibt sie notwendig, da
Kapital  und Staat  unfähig und unwillig  sind,  auf  zügigem Wege aus der
zerstörerischen,  aber  profitbringenden  Kohleenergie  auszusteigen.
Andernfalls ist zu erwarten, dass der Kohleausstieg, wenn er denn kommt,
über Arbeitsplatzstreichungen und Steuern auf dem Rücken der arbeitenden
Bevölkerung finanziert werden soll. In diesem Kontext schlagen wir einen
Forderungskatalog  vor,  der  Eckpunkte  zur  Energiewende  mit  einer
klassenkämpferischen  Perspektive  verbindet:

Solidarität mit den BesetzerInnen: Rodung des Hambacher Forstes
verhindern!  Bullen  raus  aus  dem  Wald,  organisierte  Gegenwehr
gegen  die  Räumungsversuche!  Massenaktionen  gegen  RWE  und
Kohleindustrie! Bundesweite Aktionskonferenz zur Durchsetzung des
Kohleausstiegs!
Zeigt  den  ArbeiterInnen  von  RWE  auf,  dass  wir  gemeinsame



Interessen haben, unsere Umwelt zu schützen und die Produktion
demokratisch  umzugestalten!  Dafür  braucht  es  gemeinsame
Veranstaltungen,  Diskussionen  sowie  Aktionen  vor  und  in  den
Betrieben.
Für  die  ökologischen  Katastrophen  ist  die  herrschende  Klasse
verantwortlich  –  daher  soll  sie  für  die  Schäden  aufkommen!
Entschädigungslose Enteignung der Energie- und Transportindustrie
unter ArbeiterInnenkontrolle!
Für den schnellstmöglichen organisierten Ausstieg aus der fossilen
Energiegewinnung  und  Einstieg  in  klimaneutrale  Erzeugung  im
Rahmen eines Energieplans unter ArbeiterInnenkontrolle! Für einen
solchen Plan auf europäischer und weltweiter Ebene, der Verkehr,
Industrie, Haushalte, Strom- und Wärmegewinnung integriert!
Weg mit dem Emissionsrechtehandel und der Subventionierung von
„regenerativer Energie“! Den „blind“ wirkenden Marktmechanismen
setzen wir das bewusste, planmäßige Eingreifen in die Produktion
entgegen. Für die Förderung von Energie und Ressourcen sparenden
Techniken, bezahlt vom Kapital!
Für ein globales Programm zur Wiederaufforstung von Wäldern, der
Renaturierung von Mooren und zum Schutz  des  Bodens  und der
Meere  als  CO2-Senken!  Entschädigungslose  Enteignung  von
LandbesitzerInnen, nachhaltige Bewirtschaftung unter Kontrolle der
ArbeiterInnen und BäuerInnen!
Für  Forschung  zur  Lösung  der  Speicherproblematik  der
erneuerbaren  Energien,  zur  Minimierung  bzw.  Beseitigung  des
Schadstoffproblems (Atommüll) unter ArbeiterInnenkontrolle und auf
Kosten der Energiekonzerne!
Gegen  die  Spaltung  von  Umweltbewegung  und  Beschäftigten  in
umweltgefährdenden Betrieben! Umschulung und neue Arbeitsplätze
zu  gleichen  Löhnen  und  Arbeitsbedingungen!  Gegen  prekäre
Beschäftigung  in  der  Branche  erneuerbarer  Energien:  gleiche
Bedingungen für alle Beschäftigten in Windkraft-, Solarbetrieben wie
für jene in Bergbau, AKWs und bei den Stromkonzernen!



Antifaschistischer  Protest  in
Chemnitz – ein erster Schritt auf
einem langen Weg
VON GEORG ISMAEL

Diese Analyse der Proteste in Chemnitz wurde gemeinsam durch Revolution
und Gruppe ArbeiterInnenmacht ausgearbeitet, da beide Gruppen zusammen
an den Gegenprotesten teilgenommen haben.

Am  Samstag,  dem  1.  September  2018,  wollten  die  Rechten  erneut  in
Chemnitz aufmarschieren. Die AfD-Landesverbände Sachsen, Thüringen und
Brandenburg,  die  „Bürgerbewegung  Pro  Chemnitz“  (PRO  CHEMNITZ),
Pegida und die gesamte Fascho-Szene um Gruppierungen wie den „Dritten
Weg“ versuchten erneut, den Tod des Antirassisten Daniel H. für sich zu
instrumentalisieren.  Seit  einer  Woche  verbreiten  sie  dreiste  Lügen  und
versuchen den Umstand, dass ein Iraker und ein Syrer der Tat beschuldigt
werden,  zur  rassistischen  Hetze.  Bereits  am  Sonntag,  dem  26.  August,
mobilisierten die FaschistInnen mit freundschaftlicher Unterstützung der AfD
einen rassistischen Mob, der MigrantInnen verfolgte. Am Montag, dem 27.
August, organisierten sie eine Demonstration, auf der nationalsozialistische
Parolen ertönten, der Hitler-Gruß demonstrativ gezeigt wurde, und die in
Hetzjagden auf Flüchtlinge, MigrantInnen und Linke in Chemnitz endete.

In der gesamten Bundesrepublik gab es daraufhin kurzfristige und spontane
antifaschistische  Mobilisierungen,  die  beispielsweise  in  Berlin  10.000
TeilnehmerInnen auf die Straße brachten. Doch unter der Woche behielten
die FaschistInnen in Chemnitz die Oberhand, die in der Region auf starke
Strukturen  und  eine  enge  Verbindung  in  die  Hooligan-Szene  der
Fußballvereine  hinein  zurückgreifen  können.
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An diesem Wochenende wollten die  Rechten eine weitere  Demonstration
ihrer Stärke abliefern. PRO CHEMNITZ hatte eine Kundgebung angemeldet,
die  AfD  einen  „Trauermarsch“  über  den  Innenstadtring.  An  der  Aktion
beteiligten sich mehr als 6.000 Rechte – ein weiteres schauriges Beispiel
dafür, wie eng die Nazi-Szene und die AfD miteinander kooperieren. Beide
wollen den Rechtsruck für ihre Ziele und die Stärkung ihrer Organisationen
nutzen und durch Mobilisierungen weiter vertiefen.  Ihren AnhängerInnen
und WählerInnen wollen sie über die Demonstration ihrer Stärke auf der
Straße  und  durch  extreme  rassistische  Hetze  ein  Gefühl  der  Stärke
vermitteln. Ihre GegnerInnen trachten sie einzuschüchtern – mit Demagogie,
Verleumdung  und  nackter  Gewalt.  Angriffe  auf  Geflüchtete,  deren
Unterkünfte, Kontrolle über die Straßen zielen auf deren Vertreibung – und
sei es mit dem Mittel der Menschenjagd.

Über  die  Gefahr,  die  von  rechts  droht,  sollte  sich  nach  den  Tagen  von
Chemnitz niemand mehr im Unklaren sein.

Gegenmobilisierung
Tausende AntifaschistInnen aus Sachsen und dem Bundesgebiet hatten die
Zeichen  der  Zeit  immerhin  in  dieser  Hinsicht  erkannt  und  wollten  am
Samstag ein Zeichen setzen.  Die OrganisatorInnen des Weltfriedenstages
hatten  sich  richtigerweise  kurzerhand entschlossen,  den  Kundgebungsort
ihrer  Versammlung  an  der  Johanneskirche  direkt  am  Ring  für  eine
antifaschistische  Kundgebung  zur  Verfügung  zu  stellen.  Insgesamt
versammelten  sich  unseren  Schätzungen  nach  vielleicht  bis  zu  8.000
AntifaschistInnen  in  Chemnitz.

Die Mobilisierung wurde jedoch stark erschwert durch die Unsicherheiten
der Anreise. Die meisten aus dem Bundesgebiet waren auf eine Anreise mit
Autos oder der Bahn angewiesen, da sich Unternehmen weigerten, Busse an
AntifaschistInnen  zu  vermieten.  Im  Zweifelsfall  ist  den  Bürgerlichen  ihr
Eigentum  wichtiger  als  der  Widerstand  gegen  faschistische
Straßenmobilisierungen.  Ein  gutes  und  praktisches  Beispiel,  warum jede
Illusion in das Bürgertum im Kampf gegen die FaschistInnen fatal ist. So
blieben  zur  Anreise  nur  Autos  und  Kleinbusse  oder  die  Bahn,  wobei



Übergriffe durch die Rechten zu befürchten und Schikanen durch die Polizei
bei  der  Anreise  vorprogrammiert  waren.  Dennoch  gab  es  gemeinsame
Anreisepunkte in Dresden und Leipzig, an denen sich Tausende, vor allem
junge Menschen, beteiligten.

Derartige Mobilisierungen sind kurzfristig ohnedies schwer. Zusätzlich hat
die reaktionäre Gewalt, die von den Rechten und Nazis in den letzten Tagen
ausging, offenkundig viele Menschen abgeschreckt und dazu gebracht, nicht
nach  Chemnitz  zu  fahren,  da  sie  als  vereinzelte  Individuen  oder  kleine
Gruppen sicher auch Angst hatten.

Dieses  Problem  kann  durch  kleine  Gruppen  allein  nicht  gelöst  werden.
Möglich  wäre  dies  jedoch,  wenn  Massenorganisationen  diese  ernsthaft
politisch,  organisatorisch  und  finanziell  unterstützen  würden.  Meinen  es
Gewerkschaften,  Linkspartei  oder  SPD  Ernst  mit  ihrem  Antifaschismus,
sollten sie in Zukunft ihre Kapazitäten nutzen, um gemeinsame Anreisen zu
organisieren, öffentlich zu den Aktionen aufrufen und engagiert mobilisieren.
Wenn  es  kleinen  antifaschistischen  und  revolutionären  Gruppierungen
möglich  war,  die  Anreise  dutzender  oder  hunderter  Mitglieder  und
SympathisantInnen zu organisieren, welche Möglichkeiten hätten Strukturen
wie die LINKE mit 70.000, die SPD mit rund 460.000 oder der DGB mit sechs
Millionen Mitgliedern?

Es wäre zudem möglich gewesen, Sporthallen, Säle oder andere Unterkünfte
in Sachsen und in Chemnitz zur Verfügung zu stellen, um den Widerstand
erfolgreicher  und  wehrhafter  zu  gestalten.  Aber  es  ist  nicht  nur  eine
logistische,  sondern  eine  politische  Frage  der  antifaschistischen
Selbstverteidigung. Die Linke, und alle ArbeiterInnenorganisationen müssen
ihre  Demonstrationen,  Veranstaltungen  und  Gegenproteste  absichern
können. Dazu gehört nicht nur die Aktion selbst, sondern auch die An- und
Abreise der TeilnehmerInnen.

Dabei können wir uns nicht auf die Polizei verlassen. Viele weitere Tausend,
die  sich  aus  Angst  vor  faschistischen  Übergriffen  nicht  an  den
Gegenprotesten beteiligten, beweisen das. Für die Zukunft braucht es daher
den  Aufbau  solcher  Komitees  zum  Selbstschutz,  die  in  den  Betrieben,



Schulen  und  im  Stadtteil  verankert  sind,  die  sowohl  mobilisieren,
Veranstaltungen  schützen  und  den  Kampf  gegen  die  FaschistInnen
strukturieren  können.

Die radikale Linke sollte nicht nur praktisch etwas für deren Aufbau tun. Sie
muss  diese  Notwendigkeit  in  der  ArbeiterInnenklasse  und  unter  den
Unterdrückten  politisch  vermitteln,  diese  offen  durch  klare  Argumente
überzeugen. Dazu gehört auch die politische Auseinandersetzung mit der
LINKEN,  der  SPD  und  dem  DGB  und  die  Aufforderung  an  diese
Organisationen,  den  Aufbau  antifaschistischer  und  antirassistischer
Selbstverteidigungsorgane  in  Zusammenarbeit  mit  Geflüchteten  und
MigrantInnen  anzugehen.  Das  mag  angesichts  der  reformistischen  und
chauvinistischen  Politik  von  deren  Führungen  als  eine  unlösbare  oder
utopische Aufgabe erscheinen. Und zweifellos werden diese das „staatliche
Gewaltmonopol“ und „unsere Polizei“ als Schutz gegen die Nazis ins Feld
führen.

Doch  spätestens  nach  Chemnitz  und  den  offenen  Verstrickungen  der
Staatsorgane  in  die  rechte  Szene  sollten  GewerkschafterInnen,
SozialdemokratInnen  und  alle  Linken  ihre  Hoffnungen  auf  den
„antifaschistischen“  Schutz  durch die  Polizei  begraben.  Außerdem haben
manche Mitglieder und WählerInnen der SPD und der Linkspartei am letzten
Wochenende einmal mehr erleben müssen, dass sich die FaschistInnen nicht
darum kümmern, ob Menschen die Fahne der Antifa oder der SPD tragen.

Vor Ort
Während des Tages gelang es AntifaschistInnen, den Innenstadtring an zwei
Punkten  zu  besetzen.  Nahe  der  Johanneskirche  war  dies  insbesondere
aufgrund  der  gemeinsamen  Init iat ive  der  GenossInnen  von
ArbeiterInnenmacht und Revolution in Absprache mit AktivistInnen der SAV
und  der  linksjugend  [’solid]  möglich.  Dieser  Blockade  schlossen  sich  im
Verlauf rund 1.000 Menschen an. Über diesen „Brückenkopf“ gelang es in
der Folge weiteren AntifaschistInnen,  auf  die  andere Seite  des Rings zu
kommen. Das Resultat war, dass die AfD ihre Route ändern und umdrehen
und gegen 20 Uhr ihre Versammlung für beendet erklären musste.



Die Polizei war diesmal mit einem massiven Aufgebot aus dem gesamten
Bundesgebiet  präsent.  Zweifellos  wollten  das  Land  Sachsen  und  die
Bundesregierung demonstrieren, dass sie die „Lage unter Kontrolle“ haben.
Davon  kann  freilich  nur  bedingt  die  Rede  sein.  Die  Rechten  und
FaschistInnen waren überaus aggressiv. Am Rande der Aktionen und abends
kam es auch zu Übergriffen auf Linke oder abziehende DemonstrantInnen.

Gegenüber den AntifaschistInnen und linken Blockaden ging die Polizei mit
Schikanen  und  auch  Repression  vor.  So  wurden  ankommende
DemonstrantInnen am Bahnhof festgehalten und konnten erst nach längerer
Wartezeit zum Kundgebungsplatz gelangen. Dort versuchte die Polizei, die
Straße zuerst für den rechten Aufmarsch frei zu halten. Dies gelang nicht –
auch  weil  eine  Räumung  der  Blockade  wahrscheinlich  eine  solche  der
gesamten  Protestkundgebung  bedeutet  hätte,  auf  der  auch  SPD,  Grüne,
Linkspartei,  KirchenvertreterInnen  usw.  sprachen.  Sicherlich  sollte
vermieden  werden,  an  diesem  Platz  „unglückliche“  Bilder  zu  erzeugen.

Es nimmt daher kein Wunder, dass gegen die zweite Blockade viel massiver
vorgegangen wurde. Hunderte Menschen wurden stundenlang eingekesselt
und viele überdies erkennungsdienstlich behandelt.

Gleichzeitig  gelang  es  aber  auch  hunderten  FaschistInnen,  aus  dem
Demonstrationszug der Rechten auszubrechen, um sich auf direktem Weg zu
den Gegenprotesten zu begeben. Im Verlauf des Tages kam es immer wieder
zu Auseinandersetzungen mit diesen in der Chemnitzer Innenstadt.

Während wir keine Illusionen in die Polizei und den „Rechtsstaat“ haben, wie
ihn  LINKE,  Grüne  und  SPD  auf  der  Bühne  an  der  Johanneskirche
beschworen, müssen wir uns auch kritisch mit dem Stand unserer eigenen
Bewegung  auseinandersetzen.  Bei  einer  direkten  Konfrontation  mit  den
FaschistInnen hätte sich der antifaschistische Protest nur schwer behaupten
können – trotz wahrscheinlich knapper Überzahl. Bereits die Tatsache, dass
sich  die  Mehrheit  der  TeilnehmerInnen  am Johanneskirchplatz  nicht  der
Blockade auf der Straße anschloss, zeigt, wie defensiv und eingeschüchtert
die  ArbeiterInnenbewegung  ist,  wie  groß  aber  auch  die  verbliebenen
Illusionen  oder  Hoffnungen  in  den  „Rechtsstaat“  noch  sind.



RednerInnen  von  ArbeiterInnenmacht  und  REVOLUTION wiesen  bei  der
Blockade auf diesen Umstand mehrmals durch das Megaphon hin. Sie riefen
zur  Notwendigkeit  einer  antifaschistischen  Einheitsfront  und  massenhaft
organisiertem  Selbstschutz  unserer  Klasse  auf.  Sie  betonten  dabei  die
Notwendigkeit, in praktischen Fragen mit der LINKEN, der SPD und dem
DGB  sowie  allen  Organisationen  der  Linken  zusammenzuarbeiten.  Sie
unterstrichen aber auch,  dass am Ende des Tages nur Klassenkampf die
FaschistInnen aufhalten könne. Jede Abschiebung, jede anti-soziale Reform,
jede  Kürzung  durch  SPD  und  LINKE  in  den  Regierungen,  jede
sozialpartnerschaftliche  Verräterei  durch  die  Gewerkschaftsführung
schwächt  die  Kampfkraft  der  ArbeiterInnenbewegung  und  desillusioniert
noch  mehr  Lohnabhängige.  Das  stärkt  die  FaschistInnen,  die  an  die
Verzweiflung,  die  wirkliche  oder  vermeintliche  Abstiegsangst  der
Mittelschichten,  von  Arbeitslosen  wie  auch  frustrierten  Schichten  der
ArbeiterInnenschaft appellieren. Die Rechten sammeln diese Menschen auf
der Basis gesellschaftlicher Verzweiflung, die sie rassistisch formieren.

Bedauerlicherweise konnte es sich die FAU Dresden nicht verkneifen, sich
schützend vor die reformistische Führung zu stellen und unsere RednerInnen
als „autoritäre AntisemitInnen“ zu beschimpfen, weil wir für die Solidarität
mit  unterdrückten  Nationen  und  den  Aufbau  einer  kommunistischen
Organisation eintreten. Während wir es begrüßen, dass sich die SPD, die
LINKE, der DGB aber auch Organisationen wie die FAU an dem Protest
beteiligten, denken wir, dass unser Antifaschismus nur erfolgreich sein kann,
wenn  er  in  den  Kontext  einer  revolutionären  Strategie  gestellt  wird.
Rassismus und Faschismus – und damit rechts-populistische wie faschistische
Parteien – können nämlich nicht nur durch Gegenmobilisierungen auf der
Straße gestoppt werden. Vielmehr müssen wir auch die gesellschaftlichen
Ursachen für ihr Wachstum angehen – und diese liegen im Kapitalismus
selbst. Dementsprechend nehmen wir uns auch weiter „das Recht heraus“,
unsere Ansichten bekannt zu machen.

Unter  den  gegebenen  Umständen  erzielten  wir  am  1.  September  einen
Teilerfolg. Es war überaus wichtig, all jenen, die sich den RassistInnen der
AfD,  den offenen NationalsozialistInnen um den „Dritten Weg“ oder  den



Kameradschaften  in  Chemnitz  und  Sachsen  entgegenstellen  wollten,  zu
zeigen, dass sie nicht allein sind. Solidarität war für alle, die nach Chemnitz
fuhren, kein leeres Wort. Es war auch wichtig zu zeigen, dass Widerstand
möglich ist. Die Blockaden waren auch eine einschlägige Erfahrung für viele.
Immerhin konnten die FaschistInnen und RassistInnen an diesem Tag nicht
ungehindert marschieren, jagen und hetzen. Aber unsere Bewegung hat noch
einen weiten Weg vor sich. Sie muss nicht nur größer, sondern auch besser
organisiert und bewusster werden. Das bedeutet nicht nur, auf eine direkte
Konfrontation mit den FaschistInnen vorbereitet zu sein, sondern auch, sich
der Ursachen des Rechtsrucks,  des Zulaufs für die AfD-RassistInnen und
FaschistInnen bewusst zu werden. Nur so wird es möglich sein, dem Kampf
gegen den Faschismus eine organisierte, militante und anti-kapitalistische
Stoßrichtung zu geben.

Rechtsruck – nur ein sächsisches
Problem?

Jaqueline Katharina Singh
Nazis, die Ausländer_Innen jagen – oder auch jene, die nicht in ihr Bild des
„guten Deutschen“ passen. Neu ist das für jene, die in Sachsen linke Politik
zu  machen  versuchen,  nicht.  Messerangriffe,  Morddrohungen,
Aktivist_Innen, die nach dem Versuch, Nazis zu blockieren, von bewaffneten
Faschist_Innen aus dem Bahnhof gejagt werden – all das ist nur ein kleiner
Ausschnitt der Erfahrungen der letzten 3 Jahre.
Die rassistische Gewalt von Chemnitz ist leider nicht so neu, wie es in den
bürgerlichen Medien mitunter erscheint. Ein Mitglied der Linksjugend erlitt
bei einem rechten Angriff am 31. Dezember 2016 einen Basisschädelbruch;
nach  der  Silvesternacht  in  Köln  versuchten  Rechte  Bürgerwehren
aufzustellen. Nazis und Rassist_Innen haben auch schon früher Selbstjustiz
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an Geflüchteten verübt. In Cottbus liefen Rechte mit Ku-Klux-Klan-Kapuzen
herum. Neu an Chemnitz  –  und damit  ein weitere tragischer Höhepunkt
rassistischer Mobilisierungen – ist die Tatsache, dass die Nazis einen Mob
von Tausenden in kürzester Zeit mobilisieren konnten.

Tal der Ahnungslosen
Liest man die bürgerliche Presse, so entsteht mitunter das Bild von einem
einzigen  Bundesland,  das  sich  widerspenstig  weigert,  die  Werte  der
Demokratie anzuerkennen. Medien und Politiker_Innen verweisen auf einen
wütenden Mob, der in Freital, Heidenau, Bautzen, Wurzen und nun auch in
Chemnitz Selbstjustiz verübt und Geflüchtete sowie Linke jagt,  als lokale
Besonderheit.  Das ist  in  einem Land,  dessen Bundesregierung ansonsten
wenig Skrupel kennt,  Menschen im Mittelmeer ertrinken zu lassen, noch
nicht salonfähig.
So scheint es, als ob das Ganze ein ganz spezifisches Problematik sei, die
man unter dem Namen „sächsisches Problem“ zusammenfasst. Sachsen, das
Land der Nazis, das deutsche Ungarn, das Bundesland der Abgehängten –
man hat viele Namen für die Situation, doch wenig Erklärungen. Aber kann
man so etwas überhaupt erklären?

Sachsen – Ausdruck und Ausblick zugleich
Festzuhalten ist eines: Das „sächsische Problem“ ist kein isoliertes Problem
eines  einzelnen  Bundeslandes.  Es  ist  Ausdruck  einer  bundesweiten  und
internationalen  Entwicklung  –  des  internationalen  Rechtsrucks.  Dieser
schlägt sich aufgrund der ökonomischen Lage, der gezielten Aufbaupolitik
der Rechten und der Schwäche der Linken besonders in dieser Region nieder
– und ist in gewisser Weise ein Vorgeschmack auf das, was uns erwartet,
wenn wir keinen Widerstand aufbauen können.
Denn seit  mehreren Jahren können wir  einen Rechtsruck in Deutschland
beobachten. Ab 2014 ist die Anzahl der rechten Gewalttaten gestiegen, also
Übergriffe auf Geflüchtete, ihre Unterkünfte, sowie auch auf Linke und ihre
Strukturen. Daneben gab es einen Anstieg an rechten Mobilisierungen, und
rassistische und extrem nationalistische Positionen sind mit dem Anstieg der



Popularität der AfD salonfähig geworden.
Dies  zu  verstehen  ist  wichtig,  denn betrachtet  man die  Hetzjagden etc.
unabhängig von der gesamten Entwicklung, kann man sie nicht verstehen –
und nicht bekämpfen.

Feuerwehrpolitik oder Sozialarbeit?
Kurzfristige  und  rasche  Gegenproteste  gegen  die  Ausschreitungen  sind
wichtig.  Sie  zeigen  auf,  dass  diese  Vorfälle  nicht  stumm  hingenommen
werden und es immer noch Menschen gibt, die bereit sind, sich den Rechten
zu stellen. Doch mit welcher weiterführenden Perspektive sind diese Proteste
verknüpft? Mit keiner – und das ist ein zentrales Problem.
Die  PEGIDA-Gegenproteste  verdeutlichen  diese  traurige  und
besorgniserregende  Tatsache.  Während  sie  anfangs  viele  Menschen
mobilisierten, sind es im Laufe der Zeit immer weniger geworden. Einen
traurigen Höhepunkt der Schwäche markierte der Zeitraum, als sich weniger
als 50 Aktivist_Innen gegen tausende Nazis und „besorgte“ Bürger_Innen
stellten.
Ein anderer  Irrweg besteht  darin,  Rassismus und Faschismus als  bloßes
Konstrukt  in  den  Köpfen  von  Menschen  zu  betrachten,  also  als  reines
Bildungsproblem. Denn das verkennt, dass es gesellschaftliche Ursachen für
den Rassismus gibt und dieser weit mehr ist, als nur die Angst vor Fremden
aufgrund eines beschränkten Weltbildes. Im Kapitalismus dient Rassismus
zur Spaltung der Arbeiter_Innenklasse. In Krisenperioden verschärft sich die
Konkurrenz.  Der  Rassismus  dient  als  Mittel,  die  vom Abstieg  bedrohten
Schichten  des  Kle inbürger_Innentums  und  auch  Tei le  der
Arbeiter_Innenklasse gegen Migrant_Innen und Geflüchtete in Stellung zu
bringen – ihnen eine reaktionäre Erklärung und „Lösung“ ihrer Probleme zu
liefern. Wenn es die Linke und die Arbeiter_Innenbewegung nicht schaffen,
ihrerseits eine fortschrittliche Alternative zu präsentieren, gegen Rassismus
und soziale Angriffe zu kämpfen,  dann droht uns der Rassismus wie ein
Lawine zu überrollen.
Doch es gibt nicht nur kleinbürgerliche und reaktionäre Rechte. Es gibt auch
eine andere Schicht von Menschen, die ein objektives Interesse hat, diese
Spaltung zu vertiefen und zu nutzen, um ihre Profite zu steigern, nämlich die



herrschende Klasse.

Was braucht es wirklich?
Es bedarf es auch einer antirassistischen Bewegung der Organisationen der
Arbeiter_Innenklasse. Möchte die SPD wieder an Glaubwürdigkeit gewinnen,
dann sollte sie nicht im Sommerloch leere Worte über Hartz-IV- Sanktionen
oder das Rentenniveau schwingen, sondern offen Stellung beziehen, gegen
Abschiebungen  stimmen  und  ihre  Mitgliedschaft  dazu  aufrufen,  sich  an
antirassistischen Protesten zu beteiligen.
Gleiches  gilt  für  die  Linkspartei.  Statt  sich  nur  an  „#aufzustehen“
abzuarbeiten,  müsste  die  Partei  auch etwas tun und für  offene Grenzen
eintreten,  Staatsbürger_Innenrechte  für  alle  fordern  und  für
Selbstverteidigungsstrukturen  kämpfen.  Die  Linkspartei  sollte  aktuell
antirassistische Proteste initiieren und zusammen mit den Gewerkschaften
mobilisieren. Denn nur wer klar Stellung bezieht und Kämpfe, wie die gegen
die  Polizeiaufgabengesetze  oder  für  bessere  Arbeitsbedingungen  mit
Antirassismus  verbindet,  kann  in  der  aktuellen  Situation  die
Kräfteverhältnisse  verändern.
Ein erster Schritt, dem „sächsischen Problem“ entgegenzutreten und eine
antirassistische  Bewegung  aufzubauen,  wäre  es,  das  Problem  nicht  zu
ignorieren. Antirassische Konferenzen und Proteste in Berlin oder Hamburg
sind  gut  und  schön.  Dass  Großmobilisierungen –  wenn überhaupt  –  nur
solchen Großstädten realistisch erscheinen, ist aber auch ein Zeichen der
Schwäche. Dabei hätten bundesweite Mobilisierungen nach Sachsen mehrere
Effekte. Zum einen würden sich die Aktivist_Innen und MigrantInnen vor Ort
nicht permanent allein gelassen und in der Defensive fühlen. Zum anderen
könnten sie diese Mobilisierungen nutzen, um einen elementaren Schritt für
den Aufbau einer antirassistischen Bewegung zu tätigen: Basisarbeit an den
Orten,  an  denen  man  sich  tagtäglich  bewegen  muss,  also  an  Schulen,
Universitäten  und  in  Betrieben.  Wer  schon  aus  einer  Schwächeposition
mobilisiert,  hat wenig Kraft  dafür,  den Kampf gegen Rassismus mit  dem
gegen steigende  Mieten,  schlechte  Infrastruktur  oder  zu  wenig  Lohn zu
verbinden. Doch bundesweite Solidarität kann auch deutlich machen, dass
AntifaschistInnen in Sachsen nicht allein dastehen.



Der  Kampf  gegen  Aufmärsche  und  Strukturen  wie  in  Chemnitz  ist  eine
Aufgabe, die uns alle angeht.

Rechter  Mob  marschiert  in
Chemnitz – wie kann er gestoppt
werden?
Svenja Spunck
Rund 5000 Rechte zogen am Montag, den 25. August, durch Chemnitz. Der
von  Nazis  und  extrem  nationalistischen  Gruppierungen  organisierte
Aufmarsch und der Mob von mehr als die 800 gewaltbereiten Neonazis, die
am  Sonntag,  den  24.  August,  randalierten,  ist  eine  schockierendes
Warnsignal.  Die  Rechten  zogen  von  der  Polizei  unbehelligt  durch  die
Chemnitzer Innenstadt. Videos, die in den sozialen Netzwerken viral gingen,
zeigten an beiden Tagen Angriffe auf migrantisch aussehende Menschen und
einen riesigen Nazi-Mob, aus dem unverhohlen der Hitler-Gruß gezeigt und
rassistische Parolen skandiert wurden. Die Polizei verhielt sich weitgehend
passiv, obwohl sie selbst mit Flaschen angegriffen wurde.
Anlass für die Versammlung der Neonazis war der Tod eines 35 Jährigen, der
in einem Streit am Sonntag erstochen wurde. Die rechte Szene verbreitete
online das Gerücht, es handele sich um ausländische Täter, gegen die man
auf die Straße gehen müsse. Als Organisatoren traten die AfD, Pro Chemnitz
und  die  Hooligans  von  Kaotic  Chemnitz  auf,  unter  denen  sich  auch
Kameradschaftler  befinden.
Während nach dem G20-Gipfel in Hamburg der gerade 18-jährige Italiener
Fabio V. fünf Monate lang in Untersuchungshaft saß, obwohl er den ihm
vorgeworfenen Steinwurf nicht einmal ausgeführt hatte, marschieren dem
sächsischen  Verfassungsschutz  bekannte  Rechtsextremisten  unbehelligt
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durch Chemnitz und jagen MigrantInnen. Die einen meinen, die Polizei sei
überfordert gewesen. Der sächsische Ministerpräsident Michael Kretschmer
(CDU) und dessen Innenminister Wöller (CDU) bilanzierten die Arbeit der
Polizei bei der Pressekonferenz heute jedoch als „verdammt gut“. Ähnlich
wie schon beim Gedenkmarsch für den Faschisten Rudolf Hess im Zentrum
Berlins wird also nicht das Verhindern, sondern das Ermöglichen rechter
Aufmärsche  als  erfolgreiche  Polizeiarbeit  gesehen.  Wäre  nicht  erst  vor
kurzem der NSU-Prozess mit milden Strafen für einen marginalen Teil der
rechten  Terrorgruppe  und  ohne  Aufarbeitung  der  Rol le  des
Verfassungsschutzes  zu  Ende  gegangen,  wäre  man  vielleicht  überrascht
gewesen von dieser Bilanz. Doch spätestens seitdem bekannt wurde, dass
LKA-Mitarbeiter, wie „der Maik“ mit dem schwarz-rot-gelben Fischerhut, in
ihrer Freizeit an Pegida-Demonstrationen teilnehmen, darf man nicht mehr
nur davon ausgehen, dass die Polizei auf dem rechten Auge nur blind sei.
Mehr noch: Hier ist eine schrittweise Verankerung der extremen Rechten in
staatlichen Strukturen zu beobachten, wie auch die kürzlich aufgedeckten
Gespräche des Verfassungsschutz-Chef Maaßen mit mehreren Abgeordneten
der  AfD  belegen.  Wenn  die  Regierung  also  heute  davon  spricht,  das
Gewaltmonopol zurück an die Polizei geben zu wollen, dann bedeutet das
mittelfristig nichts  anderes,  als  rechtsextreme Gewalt  dann halt  staatlich
legitimiert ausführen zu lassen.

Warnschuss
Die Ausschreitungen in Chemnitz sind ein weiterer Warnschuss für die Linke
in Deutschland. Bereits Anfang 2016 hatten rund 200 Neonazis den Leipziger
Stadtteil  Connewitz angegriffen und in Schutt und Asche gelegt. Dass es
solche Märsche nicht nur in Ostdeutschland gibt,  zeigten die „Hooligans
gegen  Salafisten“  bereits  2014  in  Köln.  Dennoch  ist  die  strukturelle
Benachteiligung der neuen Bundesländer bis heute ein reales Problem in
Deutschland, das sich die Rechte vor allem in den ländlichen Gegenden und
„abgehängten“ kleineren oder mittleren Städten zu Nutzen macht und die
Angst  vor sozialem Abstieg kanalisiert.  Kein Wunder,  dass vor allem die
Pegida-Bewegung aus Dresden kommt, deren Hauptfeind Angela Merkel und
muslimische Geflüchtete sind.



Die Schwäche der Linken kam am Wochenende in Chemnitz zum Vorschein.
Gegen die spontan bundesweit mobilisierte Nazi-Demo traten gerade einmal
1000 Gegendemonstranten auf. Immer wieder durchbrachen die Nazis die
Ketten der Polizei und griffen GegendemonstrantInnen und JournalistInnen
an. Der Chemnitzer Linke-Vorsitzende Tim Detzner meinte, „Die Jagdszenen
auf Menschen, die nach Ausländern aussehen, machen uns Angst. Wir wollen
zeigen,  dass  Chemnitz  ein  anderes  Gesicht  hat:  weltoffen  und  gegen
Fremdenfeindlichkeit“.
Die  Angst  ist  berechtigt.  Entscheidend  ist  aber  die  Frage,  wie  wir  ihr
begegnen, wie wir auf die rechte Gefahr antworten, wie wir den Nazis und
RassistInnen  das  Fürchten  lernen.  Der  Aufbau  einer  breiten
antifaschistischen  Einheitsfront  der  Linken,  der  Gewerkschaften,  der
ArbeiterInnen-  und  MigrantenInnenorganisationen  in  Sachsen  und
bundesweit  ist  das Gebot der Stunde. Dazu gehört auch der Aufbau von
organisiertem Selbstschutz für unsere Demonstrationen und Aktionen, zur
Verteidigung von Unterkünften, linken Zentren und Versammlungsräumen.
Dieses Mal  sind die Neonazis  „nur“ durch die Innenstadt  gezogen,  doch
schon, dass dieser Aufmarsch ungehindert ablaufen konnte, wird sicherlich
viel  Selbstvertrauen  in  ihren  Strukturen  ausgelöst  haben.  Um  sich  vor
schwereren Übergriffen schützen zu können, darf kein falsches Vertrauen in
die Polizei oder den Staat bestehen. Wir haben gesehen, wie schnell und
effektiv sich die Rechte bundesweit organisieren kann und es ist Zeit, dem
etwas entgegen zu setzen. Gegen Naziaufmärsche helfen keine pazifistischen
Reden  und  keine  Sitzblockade.  Zur  Zerschlagung  ihrer  Strukturen  ist
antifaschistische Gegenwehr angesagt – militant, organisiert und massenhaft.
Gegenwehr, deren Strukturen dort verankert sind, wo wir leben und arbeiten
– im Stadtteil, an den Schulen und Unis, im Büro und im Betrieb. Gegenwehr,
die gegen die bundesweite Mobilisierung der Nazis zu „Brennpunkten“ auch
schnell und effektiv ebenso bundesweit mobilisiert.



Tarif deluxe – wirklich Luxus?
VON CHRISTIAN MAYER

In den aktuellen Tarifrunden fordert die ver.di-Jugend einen „Tarif deluxe“.
Doch was hat es damit auf sich und was sind die Perspektiven in diesem
Kampf?

„Tarif deluxe“ als bundesweite Kampagne
Die  Kampagne  bezieht  sich  auf  die  Tarifrunden,  die  in  diesem  Jahr
stattfinden,  wie etwa im öffentlichen Dienst,  bei  der Post  oder auch der
Telekom. Dabei wurden von den jeweiligen Tarifkommissionen der einzelnen
Branchen verschiedene Forderungen aufgestellt,  bei der die ver.di-Jugend
eigene Forderungen zusätzlich speziell für Azubis, StudentInnen und junge
Angestellte einbringen konnte. Diese Forderungen reichen von Erhöhungen
der Ausbildungs- bzw. Praktikumsvergütung, über den rechtlich gesicherten
Anspruch auf Übernahme nach dem Ende der Ausbildung in Vollzeitstellen
hin zu weiteren, für die jeweiligen Fachbereiche geltende Sonderregelungen
wie z.B. einem jährlichen Kostenzuschuss für Lehrmittel in Höhe von 50 €
oder auch den vollen tarifvertraglich garantierten Urlaubsanspruch von 30
Tagen  für  alle  Azubis  und  Student_Innen  im  öffentlichen  Dienst  (wobei
Azubis in der Pflege weiterhin ihren Zusatzurlaub von 12 Tagen behalten
sollen).

Zusammengefasst geht es also darum, die grundlegenden Dinge rechtlich
bindend festzulegen, wie es in anderen Branchen z.B. in der Metall-  und
Elektroindustrie  üblich  ist  und  die  IG  Metall  dort  die  Grundlagen  im
Manteltarifvertrag für Azubis (MTV Azubi) sogar extra in einem Tarifvertrag
festgelegt hat.

Bedeutet diese Tarifrunde wirklich Luxus?
Geht man von der aktuellen Situation in den jeweiligen Branchen aus, so
kann man doch schon einiges an Unterschieden feststellen. Gerade in der
Pflege  ist  die  Ausbildung  ein  echter  Knochenjob.  Durch  Kürzungen  und
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Streichungen von Arbeitsplätzen wurde die Arbeit immer intensiver und man
muss mehr Patient_Innen in weniger Arbeitszeit versorgen. Oft ist die Zeit
dabei so knapp, dass man nur wenige Minuten hat, um sich um eine Person
zu kümmern. Dabei kommen auf eine Pflegekraft im Durchschnitt zwischen 5
und 10 Patient_Innen je nach Station. Durch den extremen Druck und Stress
schaffen es viele Azubis nicht, ihre Ausbildung zu Ende zu bringen und selbst
dann, wenn sie es schaffen, sind sie meistens nach wenigen Jahren körperlich
und psychisch so angeschlagen, dass sie ihren Beruf aufgeben müssen. Hier
wäre eine Verbesserung der Arbeits- und Ausbildungsbedingungen durchaus
möglich, allerdings gibt es zu wenig Leute, die diesen Beruf erlernen wollen,
was  auch  an  der  schlechten  Bezahlung  und  den  völlig  überfüllten
Schichtplänen  liegt.

Doch  wie  sieht  es  in  anderen  Branchen  bei  ver.di  aus?  Eine  rechtlich
bindende Übernahme in den erlernten Beruf nach der Ausbildung ist auf
jeden Fall das Beste, was man erreichen kann. Doch auch hier gibt es seitens
der  „Arbeitgeber_Innen“,  oder  besser  gesagt  den  Kapitalist_Innen,
Widerstand, das umzusetzen. Schließlich bedeuten mehr Arbeiter_Innen, die
festangestellt sind, mehr Lohnkosten, was wiederum die Gewinnaussichten
und damit die zu erzielenden Profite schmälert. Gerade bei börsennotierten
Unternehmen, wie etwa der Post oder der Telekom, werden Sparmaßnahmen
in Krisenzeiten immer auf dem Rücken der Beschäftigten gelöst, indem diese
entlassen werden. Für Azubis bedeutet dies, dass sie nach dem Ende ihrer
Ausbildung entweder gar nicht oder nur befristet übernommen werden.

Hier lohnt sich nochmals der Vergleich mit dem MTV Azubi der IG Metall:
Auch  hier  sind  grundlegende  Dinge  wie  z.B.  die  rechtlich  verbindende
Übernahme nach Ende der Ausbildung geregelt,  allerdings bleibt  es  den
einzelnen Unternehmen überlassen, ob sie ihre Azubis komplett oder nur
einen  Teil  unbefristet  übernehmen.  Je  nach  Unternehmen kann  es  auch
unterschiedliche  Betriebsvereinbarungen  geben,  in  denen  z.B.  Quoten
festgelegt werden, wie viele Azubis und Student_Innen übernommen werden
müssen und wie viele davon am Ende tatsächlich unbefristet arbeiten dürfen.
Uns  ist  zwar  klar,  dass  Tarifverträge  die  grundlegenden  Probleme  und
Bedürfnisse von Azubis und Student_Innen im Kapitalismus nicht endgültig



lösen können, trotzdem fordern wir:
Tarifverträge flächendeckend für alle Berufe und Branchen und zwar ohne
Ausnahmen wie Quotenregelungen!

Kampfperspektiven
„Tunnelblickgewerkschaften“  wie  die  IG  Metall  oder  auch  die  IG  BCE
(Bergbau, Chemie, Energie) sind seit Jahren (eigentlich seit Jahrzehnten) nur
bedingt bereit, für eine bessere Zukunft zu streiken und verfolgen nur ihre
eigenen Interessen,  um sich nach Abschluss  der  Verhandlungen für  ihre
eigenen Tarifergebnisse kritiklos abzufeiern, obwohl gerade die Branchen
der IG Metall so wichtig für die herrschende Klasse sind, dass bei einem
flächendeckenden Streik Zugeständnisse gemacht werden müssen. Daher ist
es wichtig, nicht nur für mehr Streiks der sog. „Tunnelblickgewerkschaften“
einzutreten,  sondern  auch  dafür ,  dass  diese  endl iche  e ine
Vorreiter_Innenrolle  im  gewerkschaftlichen  Kampf  einnehmen.  Die
unterschiedlichen  Gewerkschaften  müssen  sich  vernetzen,  gegenseitig
unterstützen  und  sich  solidarisch  erklären  –  Für  die  Legalisierung  von
Solidaritätsstreiks! Weg mit dem Verbot von politischen Streiks!

Was Arbeiter*Innen, Angestellte und Azubis in anderen Branchen machen
interessiert dabei wenig bis gar nicht. Von einem solchen „Luxus“ wie der
tarifvertraglich möglichen individuellen Verkürzung der Wochenarbeitszeit
auf  28  Stunden/Woche,  wie  sie  es  seit  diesem  Jahr  in  der  Metall-und
Elektroindustrie gibt,  können Arbeiter_Innen und Angestellte etwa in der
Pf lege  oder  im  Gaststättengewerbe  nur  träumen.  45  bis  50
Wochenarbeitsstunden sind  hier  „Normalzustand“,  eher  werden es  sogar
mehr und die angehäuften Überstunden können gar nicht abgebaut werden.

Aber auch ver.di ist in der Hinsicht nicht wirklich besser. Zwar gibt man sich
kämpferischer als die beiden genannten Industriegewerkschaften, allerdings
lässt  man Tarifauseinandersetzungen lieber  kontrolliert  eskalieren,  indem
man verschiedene Stufen zündet und bevor es zum Vollstreik kommt, trifft
man sich  eben  doch  mit  den  „Arbeitgeber_Innen“  und  kommt  zu  einem
Ergebnis.



Doch es ist möglich, gegen diesen Zustand der Gewerkschaften zu kämpfen,
auch wenn dieser Kampf zäh und hart ist. Wichtig ist vor allem, dass sich die
Gewerkschaftsjugend,  aber  auch  die  Arbeiter_Innen  und  Angestellten,
gewerkschaftsübergreifend vernetzen und ihre Forderungen demokratisch
selber  aufstellen  und  diese  auch  mit  allen  Kampfmitteln  bis  hin  zum
unbefristeten Vollstreik durchsetzen. Ebenfalls  ist  es notwendig,  dass die
Verhandlungsführer*Innen  demokratisch  gewählt  werden  und  der  Basis
jederzeit rechenschaftspflichtig sind und auch zu jedem Zeitpunkt abgewählt
und  durch  andere  ersetzt  werden  können.  Gleichzeitig  sollen  die
Verhandlungsführer_Innen  keine  Sonderrechte  gegenüber  den  anderen
Gewerkschaftsmitliedern haben und den gleichen Lohn verdienen wie ihre
Kolleg_Innen.

Wir fordern daher:

• Demokratische Legitimierung der Verhandlungsführer_Innen durch
eine Wahl der Basis!
•  Jederze i t ige  Wähl -  und  Abwäh lbarke i t  von
Verhandlungsführer_Innen!
•  Ke ine  Sonderrechte  und  Sonderbehand lung  der
Verhandlungsführer_Innen  –  Alle  sollen  den  gleichen  Lohn
bekommen!
• Erhöhung sowohl von Ausbildungs- und Praktikumsvergütung und
Angleichung dieser an den Lohn von
Arbeiter_Innen und Angestellten!
•  Erhöhung  des  Lohnes  von  Arbeiter_Innen  und  Angestellten  auf
12€/Stunde bei vollem Personalausgleich!
• Für die Verteidigung von Streiks durch Streikposten. Keine Chance
den Streikbrecher_Innen! Einbeziehung von
unorganisierten Kolleg_Innen sowie von Leiharbeiter_Innen und allen
anderen prekär Beschäftigten!
• Verteidigung der Streiks gegen Angriffe von Bullen und Rechten!
Organisierung und Durchführung von Selbstverteidigungskursen in
Betriebssportgruppen, wo diese vorhanden sind!


